
AfD-Sieg in Thüringen: Resultat
einer  gescheiterten  Antikrisen-
Politik
von Flo Weitling, Juni 2023

Die letzten Tage schauten Medien und Politik auf einen kleinen Landkreis im
Süden  Thüringens:  Sonneberg.  Denn  die  Kommunalwahlen,  welche  dort
stattgefunden haben, sind nun zu einem Symbolbild für den Rechtsruck und
den Aufstieg der AfD geworden. Zum ersten Mal hat die rechtsextreme AfD
es geschafft, ein Spitzenmandat zu gewinnen: Das Amt des Landrats.

Am  Sonntag,  dem  25.06.  unterlag  der  CDUler  und  amtierende  Landrat
Jürgen Kopper in einer Stichwahl Robert Sesselmann, dem Kandidaten der
AfD. Dieser erzielte 52,8 Prozent der abgegebenen Stimmen, womit die in
diesem Bundesland als gesichert rechtsextrem eingestufte AfD diesen Sieg
einfahren  konnte.  Die  AfD  erfährt  zurzeit  einen  deutschlandweiten
A u f s c h w u n g .  A u s  m e h r e r e n  U m f r a g e n  v e r s c h i e d e n e r
Meinungsforschungsunternehmen  geht  hervor,  dass  sie  auf  Bundesebene
sogar die zweitbeliebteste Partei sein sollen. In der vergangenen Woche sind
darüber  hinaus  Videos  aus  der  Stadt  Sonneberg  durch  das  Internet
gegangen, in welchen sich auf offener Straße die NSDAP zurückgewünscht
wird. Der Rechtsruck verschärft sich also nicht nur, sondern tritt ebenfalls
immer  offener  auf.  Nachdem  rechtspopulistische  Kräfte  in  Italien  und
Schweden  die  Regierung  übernommen  haben  und  Rechtspopulist_Innen
sowie Faschist_Innen in ganz Europa an Zuwachs und Bedeutung gewinnen,
ist es klar, dass die Entwicklung der AfD kein lokales Phänomen ist. An den
EU-Außengrenzen  sterben  Tausende,  während  die  Asylgesetze  weiter
verschärft werden. Der internationale Rechtsruck ist allgegenwärtig und die
Antwort der politischen Linken zu schwach.

Die  niedrige  Wahlbeteiligung  in  Sonneberg  ist  dabei  ebenfalls  nicht  zu
vergessen.  Obwohl  bei  der  Stichwahl  diese  um  rund  10  Prozentpunkte
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zugenommen hat, haben insgesamt nur 49,1 Prozent im ersten Wahlgang und
59,6 Prozent im Zweiten gewählt.  Auch bei  den Wiederholungswahlen in
Berlin zeichnete sich ab, dass große der Teile der Bevölkerung nicht gewählt
haben  oder  auch  nicht  wählen  konnten.  Rund  40  Prozent  konnten  oder
wollten  dort  keine  Stimme  abgeben.  Hierbei  wird  die  Relevanz  der
Forderung für Staatsbürger_Innenrechte für alle erneut deutlich, da zzgl. zu
den 20 Prozent von Nicht-Wähler_Innen eine große Anzahl an Personen nicht
einmal  die  Möglichkeit  erhielten,  an  dem  „demokratischen“  Prozess
teilzunehmen. Was an niedriger Wahlbeteiligung und dem Aufschwung der
AfD insgesamt zu erkennen ist, ist die allgemeine Unzufriedenheit mit dem
politischen  Geschehen  und  den  sich  weiter  verschärfenden  Krisen.
Bürgerliche  Parteien  können  keine  Antwort  finden  auf  die  sich  immer
verschlimmernde Lage der lohnabhängigen Menschen.

Genau das nutzte Sesselmann in seinem Wahlkampf, in dem er sogenannte
bundespolitische  Themen  ins  Feld  führte.  Neben  rassistischer
Migrationspolitik  setzte  die  AfD  auf  Themen  wie  die  Inflation  oder  das
Heizungsgesetz.  Doch  diese  können  auf  dieser  Ebene  nicht  angegangen
werden und spielen somit für die lokale Politik auch keine bedeutende Rolle.
Doch Prekarität nimmt zu und die Kluft zwischen Arm und Reich vergrößert
sich,  während  die  Ampel-Regierung  in  einer  Krise  steckt:  Die
Wirtschaftskrise  trifft  vor  allem die  ärmsten  Teile  der  Gesellschaft  ohne
flächendeckende  Hilfeleistungen  und  das  zuletzt  beschlossene
Heizungsgesetz bleibt ohne soziale Abfederung. Da sich keine den Interessen
der Arbeiter_Innen widmende Kraft als Antwort auf die Krisen herausbildet,
suchen  viele  Menschen  in  ihrer  Verzweiflung  eine  Antwort  bei  den  gut
aufgestellten rechtspopulistischen bis  ultrarechten Kräften der  AfD,  auch
wenn diese in Wahrheit keine Perspektive darstellen und mit rassistischer
Hetze von den eigentlich wichtigen Fragen ablenken. Hier gilt es anzusetzen
und eine revolutionäre Perspektive zur Lösung der Krisenproblematik des
Kapitalismus aufzustellen.

Doch wie können wir das erreichen? Es ist z.B. notwendig die dringende
Energiewende sozial zu gestalten. Die Kosten für diesen wichtigen Schritt
dürfen  dabei  nicht  bei  den  Arbeiter_Innen  hängen  bleiben  (wie  das



Heizungsgesetz  es  vorsieht),  die  Reichen  müssen  für  diesen  wichtigen
klimapolitischen Schritt zahlen! Sie sind es, welche die meisten Emissionen
erzeugen und klimaschädliche Konzerne leiten. Diese müssen enteignet und
unter  Arbeiter_Innenkontrolle  nachhaltig  umstrukturiert  werden.  Darüber
hinaus wird durch die Instrumentalisierung von geflüchteten Menschen für
rassistische Hetze die Notwendigkeit für eine klare Kante gegen Rassismus
noch einmal einschlagend offenbart. Die Antwort auf die zukünftig steigende
Zahl  an  Klimaflüchtlingen  darf  nicht  Abschottung,  sondern  konsequenter
antikapitalistischer Klimaschutz und Staatsürger_Innenrechte für alle sein.

Gegen  die  rassistischen  Verschärfungen  der  EU-Asylgesetze!
Staatsbürger_Innen-Rechte  für  alle,  überall!

Für eine antifaschistische Einheitsfront aus Arbeiter_Innen, Jugendlichen und
allen Unterdrückten dieses Systems!

Gewerkschaften in die Offensive! Schluss mit Sozialpartner_Innenschaft und
für den Aufbau einer Antikrisenbewegung!

Antirassistischen Selbstschutz aufbauen! Im Kampf gegen Faschist_Innen ist
auf Staat und Polizei kein Verlass!

Löhne hoch, Mieten runter & kostenloser ÖPNV für alle, durch Besteuerung
der Reichen!

Konsequenter,  antikapitalistischer  Klimaschutz  ohne  Kompromisse  &
finanziert  durch  die  Vermögen  der  Reichen!

Enteignung  klimaschädlicher  Konzerne  unter  Arbeiter_Innenkontrolle  und
kostenlose Umschulungsprogramm in erneuerbare Energien!



Die  Edelweißpiraten:
proletarische  Jugendkultur
gegen den Hitler-Faschismus
Von Yorick F., Mai 2023

Heute ist  der Tag der Befreiung,  der 78.  Jahrestag der Bedingungslosen
Kapitulation des Faschistischen Deutschlands und damit des Endes des 2.
Weltkriegs in Europa. Dieser Tag hat auch heute noch zurecht eine deutliche
Symbolkraft,  als  Tag zur Erinnerung an die Befreiung Deutschlands vom
Faschismus durch die Alliierten, allen voran der Roten Armee, zeigt er auf
wie  wichtig  konsequenter  Antifaschismus  ist.  Zumindest  sollte  man  dies
meinen, oder zumindest erwarten; die heutige vor allem Westlich geprägte
Erinnerungskultur zeichnet jedoch ein anderes Bild. Denn um sich am 8. Mai
glaubhaft  Antifaschistisch  zu  präsentieren  braucht  es  die  Besinnung  auf
antifaschistischen  Widerstand  in  Deutschland,  nicht  nur  zeigten  diese
mutigen  Widerstandskämpfer_Innen  eine  bedingungslose  Entschlossenheit
welche  für  uns  heute  noch  beispielhaft  sein  sollte,  sie  zeigen  auch  auf
welchen Charakter Antifaschismus haben muss.

Wer waren die Edelweißpiraten?
Die Edelweißpiraten, zu deren Umfeld die Gestapo um die 3000 Jugendliche
zählte,  setzten sich zunächst zusammen aus unangepassten Jugendlichen,
welche aktiv nicht in die Hitlerjugend eintraten. Diese hatten erst einmal
keine geeinten ideologischen Hintergründe, waren aber fast ausschließlich
proletarische  Jugendliche.  Ihren  Namen  gaben  sie  sich  nach  einem
Schmähbegriff  der  Gestapo  für  Unangepasste  Jugendliche  der  1936
verbotenen  bündischen  Jugend,  welche  u.a.  Edelweißblüten  als
Erkennungssymbol  trugen.  Das  Edelweiß  symbolisierte  zusätzlich  die
Naturverbundenheit vor allem in der Anfangszeit, als die Edelweißpiraten
eine  noch  recht  lose  Gruppe  waren  die  vor  allem  einen  Ausweg  und
Freiräume im faschistischen Staat suchten und regelmäßig Ausflüge in die
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Umliegende Natur, in Wälder und an Seen unternahmen.

Als Gruppe aus proletarischen Jugendlichen abseits der Kontrolle durch HJ
oder BDM wurden die Edelweißpiraten schnell von der Gestapo als Gefahr
angesehen.  Immer wieder gab es angriffe  durch die HJ auf  Fahrten der
Gruppe. Die ständigen Angriffe der HJ sowie der Gestapo, die Hintergründe
einiger  Mitglieder  welche  im  Rotfrontkämpferbund  oder  der  SPD nahen
Naturfreundejugend  organisiert  waren  sowie  der  Kontakt  zu
Widerstandskämpfer_Innen  und  Sozialist_Innen  im  Exil  in  Paris,  welcher
durch Michael Jovi zustande kam welcher auch eine gemeinsame Fahrt nach
Paris  organisierte,  gaben  den  Edelweißpiraten  recht  schnell  eine  klare
politische Haltung: klar Antifaschistisch mit der HJ als expliziteres Feindbild
und deutlich  sozialistisch  geprägt.  Zunächst  drückte  sich  dies  vor  allem
durch auf  den Ausflügen gesungene Lieder  aus,  welche häufig  aus  dem
Repertoire der Bündischen Jugend stammten. Diese wurden umgedichtet und
bekamen einen politischen Charakter, man traf sich zwar weiterhin in der
Natur,  jedoch  zunehmend  geheimer  aus  Angst  vor  noch  stärkerer
Verfolgung.

Widerstand gegen den Hitler-Faschismus
Recht  schnell  sahen  einige  Edelweißpaten  die  Notwendigkeit,  aktiv
Widerstand gegen den Faschismus zu leisten, auch wenn dies bedeutete sein
eigenes  Leben  aufs  Spiel  zu  setzen.  Neben  gezielten  Überfällen  auf  HJ
Streifendienste, stahlen die Edelweißpiraten, welche zu Großteilen durch die
Repression  des  faschistischen  Staates  keinen  gesicherten  Zugang  zu
Lebensmitteln hatten, regelmäßig Große Mengen an Lebensmitteln, welche
zu großen Teilen etwa über Zäune oder vergitterte Fenster zu vor allem
Sowjetischen und Jüdischen gefangenen geschmuggelt wurden. Auch wurden
geflohene Kriegsgefangene und Jüd_Innen in zumeist heimlich bewohnten
Wohnungen  versteckt  und  mitversorgt.  Mehrere  Gruppen  der
Edelweißpiraten, welche vor allem im Rheinland und im Ruhrgebiet aktiv
waren, verteilten auch Flugblätter und schrieben antifaschistische Parolen an
Gebäude und Güterzüge.

Eine  der  Bekanntesten  Gruppen  aus  Edelweißpiraten  war  die  sog.



Ehrenfelder Gruppe in Köln. Diese traf sich in einem verlassenen Bunker,
welcher  schnell  zur  Anlaufstelle  für  im  Untergrund  Lebende  Jüd_Innen,
Kriegsgefangene und Antifaschist_Innen wurde.  Sie lagerten auch Waffen
und verübten einzelne Anschläge, etwa am 20.04.1944 an den Gleisen eines
Güterzuges, welcher entgleiste und die wichtige Industriestrecke mehrere
Tage lahmlegte. Sie lieferten sich zudem Regelmäßig Schießereien mit Nazis.
Viele Edelweißpiraten wurden gefangengenommen. Auch viele Mitglieder der
Ehrenfelder Gruppe, bei einem Überfall auf ein Munitionsdepot um einen
geplanten Bombenanschlag auszuführen. Am prominentesten ist hier wohl
das Schicksal des damals 16 Jährigen Bartholomäus Schink welcher mehrere
Monate in Gefangenschaft gefoltert wurde und am 10.11.1944 gemeinsam
mit einigen Mitstreitern ermordet wurde.

Obwohl die Edelweißpiraten ihre Leben riskierten und teilweise verloren, um
sich  gegen die  Nazis  aufzulehnen und zu  versuchen den Faschismus zu
stürzen  und  damit  einen  durchaus  mehr  als  bewundernswerten  und
relevanten  Bei trag  le is teten,  f inden  s ie  in  der  Deutschen
Geschichtsschreibung und Erinnerungskultur nur wenig Erwähnung. Wenn
überhaupt werden sie neben Namen wie der Weißen Rose oder Claus Schenk
Graf  von  Stauffenberg  genannt  und  dann  höchstens  als  alternative
naturverbundene  Jugendbewegung  abseits  der  HJ  dargestellt;  ihr
Antifaschismus und ihr Ziel nicht nur den Faschismus zu stürzen, sondern
auf seinen Trümmern eine Räterepublik zu bauen, werden ausgelassen, oft
ebenso, dass sie tatsächlich aktiv widerstand leisteten. Die Edelweißpiraten
bilden hier jedoch keinen Einzelfall:  Auch andere sich aus proletarischen
Jugendlichen  zusammensetzende  antifaschistische  und  klar
Sozialdemokratische bis  Sozialistische Gruppen wie die Leipziger Meuten
oder dezidiert Kommunistische Widerstandskämpfer wie Georg Elser werden
wenig bis gar nicht erwähnt. Und das nicht ohne Grund: die Weiße Rose rund
um Sophie und Hans Scholl mögen großen Mut an den Tag gelegt haben,
kämpften aber im Endeffekt vor allem gegen den Kurs Hitlers und seinem
Kabinett  und  für  eine  Art  gemäßigten  Bonapartismus.  Noch  skuriler:
Stauffenberg kämpfte nicht einmal gegen den Faschismus, verstand sich im
Gegenteil selbst als explizit Deutsch- Nationalistisch und erhoffte sich mit
seinem Attentat auf Hitler einen Kurswechsel des Faschismus, nicht jedoch



seine Beendigung. Diese beiden Beispiele erfahren vor allem deshalb eine
Überbetonung,  da  sie,  als  mehr  oder  weniger  Einzelpersonen  ohne
Kommunistische  oder  Proletarischen  Hintergrund,  in  der  Geschichte  des
Widerstands gegen das NS-Regime eine absolute Ausnahme darstellen, noch
dazu  eine  recht  bequeme.  Sie  stellen  vor  allem  die  dem  Faschismus
zugrundeliegende  Klassenstruktur  nicht  in  Frage.  Die  Würdigung  von
antifaschistischem Widerstand,  wie dem der Edelweißpiraten,  widerstrebt
den Herrschenden sowie den bürgerlichen Geschichtsschreiber_Innen. Denn
wenn sie das tun würden, müssten sie Personen ehren, welche explizit auch
ihre Herrschaft in Frage stellten. Für uns ist klar, dass der Faschismus nur
Endgültig mit der Überwindung des Kapitalismus geschlagen werden kann.
Deshalb halten wir es für Notwendig antifaschistischen und kommunistisch
geprägten Jugendorganisationen wie den Edelweißpiraten zu erinnern, ihre
Taten zu würdigen und von ihnen und ihrer Entschlossenheit zu lernen. Denn
sie zeigen diese Erkenntnis deutlich auf.

Kultur
Wir möchten hier noch ein paar kulturelle Empfehlungen geben, die sich mit
den Edelweißpiraten beschäftigen: Zum einen das Lied „An Rhein und Ruhr
marschieren wir“, in dem der Widerstand der Edelweißpiraten gezeichnet
wird, und auch die Erkenntnis, dass der Faschismus nur endgültig mit dem
Ende der Klassengesellschaft  geschlagen werden kann.  Zum anderen ein
eher unbekanntes Lied, namens „Edelweißpiraten“, in dem nicht nur die teils
tragische Geschichte,  sondern auch ihre Heldentaten erzählt  werden und
auch  die  Kontinuität  der  Faschist_Innen  in  der  deutschen  Geschichte
problematisiert  wird.



Riot, don’t Diet: Wir geben dem
Kapitalismus  nicht  unseren
Körper!
Von Erik Likedeeler, April 2023

Aktuell wird die neue Staffel von Germany’s Next Topmodel im Fernsehen
ausgestrahlt. Zu Recht steht die Sendung seit Jahren dafür in der Kritik, ihre
Kandidatinnen zu sexualisieren und Essstörungen zu befeuern. Überwiegend
wird jedoch davon ausgegangen, Fernsehshows und soziale Medien hätten
mit  ihren  unerreichbaren  Schönheitsidealen  die  alleinige  Schuld  an  der
Entstehung von Diätkultur. Doch GNTM und Instagram sind nur die jüngsten
Ausprägungen  eines  Phänomens,  welches  schon  lange  zuvor  in
kapitalistischen  Gesellschaften  verbreitet  war.

In diesem Artikel soll es darum gehen, wie Diätkultur historisch entstanden
ist und welchen Zweck sie im Kapitalismus erfüllt. Es soll gezeigt werden,
wie  Fettfeindlichkeit  im  Gesundheitssystem wirkt  und  wie  sich  diese  in
Zusammenhang mit anderen Formen der Diskriminierung verstärkt.

Einige Ursprünge der Diätkultur: Streiks und Militär

Im  Zuge  der  Industrialisierung  begannen  Forscher_Innen  in  Europa,
Russland und den USA, den Körper als Maschine zu begreifen, und Nahrung
als  deren  Arbeitsenergie.  Input  und  Output  sollten  effizienter  gemacht
werden.  Die  Einheit  der  Kalorie  wurde  eingeführt,  um  hochkalorische
Lebensmittel zu identifizieren, mit denen Menschen ihren Nahrungsbedarf
kostengünstig  decken  konnten.  In  Zeiten  von  Streiks,  Hunger  und
Sozialreformen  diente  die  Kalorienforschung  dazu,  den  Arbeiter_Innen
Haferflocken  und  Bohnen  als  wirtschaftlich  effiziente  Nahrungsmittel
schmackhaft zu machen. Dadurch sollten Forderungen nach Lohnerhöhungen
ausgehebelt werden.

In den 1920er Jahren wurde das Kalorienzählen zur Strategie bürgerlicher
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Schichten, um den eigenen Status zu erhöhen. Über die Körperform sollte
bewiesen werden,  dass  man bereit  für  die  Anforderungen der  modernen
Industrie- und Konsumgesellschaft war.

Teile der heutigen Diätindustrie haben ihren Ursprung beim Militär. Mithilfe
von  Größe-Gewichts-Tabellen  und  Formeln  zur  Bestimmung  des
„Idealgewichts“  sollte  die  Kriegstauglichkeit  junger  Männer  festgestellt
werden.

Auch Personenwaagen waren zunächst im Labor und beim Militär im Einsatz.
Ende des 19. Jahrhunderts waren sie auch zur spielerischen Unterhaltung auf
Jahrmärkten  verbreitet.  Bis  sich  in  den  1960ern  die  Badezimmerwaage
durchsetzte,  konnte man öffentliche Personenwaagen auch an Bahnhöfen
finden.  Heute  ist  das  Wiegen  zu  einem alltäglichen,  intimen  Ritual  der
Selbstvermessung geworden, welches wissenschaftliche Exaktheit  und die
Selbstversicherung der eigenen Normalität imitiert.

Nach  dem  Zweiten  Weltkrieg  wurde  die  Figur  des  dicken  Mannes
vorübergehend als Gegenbild zum Hunger des Krieges gefeiert. Der dicke
Bauch des Unternehmers wurde zum Symbol seiner beruflichen Karriere und
den Erfolg des Kapitalismus. Dieser Zusammenhang wird heute immer noch
geknüpft: In linker Propaganda ist es beliebt, sich den Kapitalismus als den
„dicken  Mann  im  Anzug“  vorzustellen  und  damit  Gewicht  moralisch  zu
bewerten.

Körper und Eigenverantwortung auf dem Arbeitsmarkt

Damit  die  Ungerechtigkeit  des  kapitalistischen  Systems  im  Verborgenen
bleibt,  sollen  wir  glauben,  alle  Menschen  hätten  die  gleichen
Aufstiegschancen und mit Anstrengung könnten wir alles schaffen. In dieser
Welt des Wettbewerbs werden Körper zum Symbol für Arbeitsmoral.

Als  in  den  1970er  Jahren  das  Zeitalter  der  Fitness  begann,  wurde  der
durchtrainierte Manager zum Idealtyp für eine erfolgreiche Existenz.  Die
Fähigkeit, die eigene Nahrungsaufnahme zu kontrollieren, gilt seitdem als
Zeichen  von  Stärke,  Unabhängigkeit  und  Persönlichkeitsentwicklung,
Muskeln  stehen  für  Willenskraft  und  Handlungsfähigkeit.



Das mit Passivität und Verweichlichung assoziierte Fett hingegen stellt den
Produktionskörper infrage –  es  wurde zum Kennzeichen der Erfolgslosen
erklärt, welche die Kontrolle über sich selbst und ihr Leben verloren hätten.

Bilder von der „dicken Unterschicht“ werden von Politik und Presse gezielt
genutzt, um den Rückbau des Sozialstaats zu rechtfertigen. Deutlich wurde
dies zur Zeit der Arbeitsmarktreformen der 2000er Jahre. Damals wurden
Vorstellungen von den „degenerierten Arbeitslosen“ zum zentralen Argument
dafür gemacht, dass in Wirklichkeit nicht ein Mangel an Geld, sondern ein
Mangel  an  Disziplin  für  die  miesen  Lebensumstände  der  Bevölkerung
verantwortlich  wäre.

Fotograf_Innen  lauern  dicken  Menschen  noch  immer  auf  und  hoffen,
„skandalöse“ Schnappschüsse von billig gekleideten Frauen der Unterschicht
zu  ergattern,  die  auf  der  Straße Fast  Food essen.  Auch in  vermeintlich
fortschritt l ichen  Umfeldern,  in  denen  offener  Sexismus  und
Sozialchauvinismus  verpönt  sind,  können  diese  Muster  innerhalb  von
Fettfeindlichkeit  unangetastet  weiter  bestehen.

Auch  mangelnde  Gesundheitsvorsorge  soll  durch  den  Verweis  auf  das
G e w i c h t  g e r e c h t f e r t i g t  w e r d e n .  S o  k a n n  d e r  F o k u s  v o n
gesundheitsbezogenen  Maßnahmen  auf  die  individuelle  Lebensweise
verlagert werden. Auch wenn in imperialistischen Ländern tatsächlich der
Ernährungsfrage  heute  eine  große  gesundheitspolitische  Bedeutung
zukommt und eine schlechte Ernährung Auslöser für viele Erkrankungen ist,
wird die  Verantwortung weg von der Nahrungsmittelindustrie  und deren
profitorientierter  Ausrichtung  auf  die  Erhöhung  des  Konsums  und  die
Verringerung  der  Produktionskosten  gelenkt.

Während der COVID-19-Pandemie wurde von westlichen Regierungen die
Behauptung  in  Umlauf  gebracht,  die  Ursache  der  unkontrollierten
Krankheitsausbrüche  wäre  nicht  im  zusammenbrechenden
Gesundheitssystem zu suchen, sondern dicke Menschen wären für die hohe
Todesrate verantwortlich.

Wenn hohes Gewicht mit Begriffen wie „Epidemie“ bezeichnet wird oder der



„Krieg gegen das Übergewicht“ ausgerufen wird, verstärkt das den Hass. Es
impliziert, dicke Menschen wären eine ansteckende Gefahr für andere oder
Feind_Innen, die man bekämpfen müsste.

Auch beim Thema Klimakrise wird versucht, von der Tierindustrie, fossilen
Brennstoffen und großen Konzernen abzulenken. Angeblich würden dicke
Menschen zu viel essen und beim Fernsehen und Autofahren zu viel Strom
verbrauchen. Es werden Erzählungen von der angeblich unersättlichen Gier
des Menschen erfunden, um die wahren Verantwortlichen zu schützen.

Warum Selbstakzeptanz nicht allein die Antwort ist

Innerhalb der Body-Positivity-Bewegung wird dicken Menschen wiederholt
erklärt,  sie  müssten einfach nur  lernen,  sich  selbst  zu  lieben.  Doch der
Leitsatz, den eigenen Körper zu akzeptieren, kann keine Probleme lösen in
einer diskriminierenden Welt, die permanent das Gegenteil kommuniziert.
Eine Studie hat ergeben, dass die meisten Menschen lieber blind, gehörlos,
amputiert, zuckerkrank oder herzkrank wären, als dick zu sein.

15% der Bevölkerung in Deutschland meiden dicke Menschen aktiv, und das
fängt schon früh an: In Studien erzielten besonders dicke Jungen schlechte
Sympathiewerte.  Ihnen  wurden  Faulheit  und  geringe  Intelligenz
zugeschrieben, als Spielpartner wurden sie abgelehnt. Wie Roxane Gay in
ihrer Autobiographie „Hunger“ schreibt: „The bigger you are, the smaller
your world becomes.”

Meist  gehen  der  emotionale  Ekel  und  die  negativen  Zuschreibungen
gegenüber  dicken  Personen  zurück,  sobald  die  Proband_Innen  erfahren
haben, dass die dicke Person besonders viel getan hat, um abzunehmen. Es
wird  sich  also  nicht  vor  dem Körper  selbst  geekelt,  sondern  es  werden
Arbeitsscheu und Trägheit unterstellt – die schlimmsten Eigenschaften, die
Arbeiter_Innen in der Leistungsgesellschaft haben können. Erst, nachdem die
Vorwürfe zurückgewiesen wurden, wird die dicke Person als gleichwertiger
Mensch erkannt.

Fettfeindlichkeit  äußert  sich auf  vielfältige  Weisen,  denn in  den meisten
Ländern  ist  es  nicht  verboten,  Menschen  aufgrund  ihres  Gewichts  zu



diskriminieren. Ein hohes Gewicht wirkt sich insbesondere bei dicken Frauen
auf das Gehalt aus (Weight Pay Gap). Auch, dass Menschen aufgrund ihres
Gewichts  entlassen  oder  gar  nicht  erst  eingestellt  werden,  ist  keine
Seltenheit.

Manche Fluggesellschaften schließen dicke Menschen aus oder lassen sie
mehr bezahlen. 2008 wurde in Mississippi sogar ein Gesetz vorgeschlagen,
welches  Restaurants  verbieten  sollte,  dicke  Kund_Innen  zu  bedienen  –
glücklicherweise konnte es verhindert werden. Ein weiteres Problem ist, dass
immer wieder sehr junge Kinder aus ihren Familien geholt und in Heime
gesteckt werden, wenn die Eltern sie nicht zum Abnehmen zwingen können
oder wollen.

Sexismus, Dating-Kultur und Victim-Blaming

Wie ein Blick auf die Dating-Kultur zeigt, sind Fettfeindlichkeit und Sexismus
eng miteinander verknüpft. Während hetero Frauen am meisten befürchten,
von ihrem Date ermordet zu werden, haben hetero Männer die größte Angst
davor, ihr Date könnte zu dick sein. Sogenannte Pick-up-Artists flirten gerne
mit dicken Frauen, da sie diese für dankbare Beute für sexuelle Übergriffe
halten, oder auch deshalb, um mit ihrer scheinbaren Nicht-Oberflächlichkeit
schlanke Frauen zu ködern.

Der  kulturelle  Glaube,  dicke  Menschen  könnten  nicht  sexuell  begehrt
werden, führt dazu, dass ihnen nach sexuellen Übergriffen nicht geglaubt
wird, oder dass sie sogar beglückwünscht werden. Sogar vor Gericht wird
das hohe Gewicht von Betroffenen dazu genutzt, ihnen zu unterstellen, der
Angriff hätte ihnen gefallen. Selbst innerhalb antisexistischer Bewegungen
gibt es für dicke Frauen kaum Zufluchtsorte: Schon seit dem Beginn der
Frauenbewegung  gelten  sie  als  nicht  vorzeigbar,  wenn  es  um  das
gemeinsame  Einfordern  von  Rechten  geht.

Auch in der Öffentlichkeit werden dicke Personen beleidigt, belästigt und
bloßgestellt,  was  insbesondere  für  Frauen  mit  sexuellen  Übergriffen
einhergeht. Bei dem „Partyspiel“ Fat Girl Rodeo geht es darum, sich auf eine
dicke  Frau  zu  werfen  und  sich  darüber  lustig  zu  machen,  wie  sie  sich



dagegen wehrt. 

Sogenannte  Pig  Roast  Contests  werden  durch  Männergruppen  wie
Studentenverbindungen veranstaltet.  Dabei geht es darum, Sex mit  einer
dicken Frau zu haben, der heimlich beobachtet und gefilmt wird. Hinterher
kommen die anderen Männer heraus, um die nackte Frau auszulachen und zu
erniedrigen. All das führt dazu, dass viele dicke Frauen nur auf die fiese
Pointe warten, sobald mit ihnen geflirtet wird.

Rassismus und Polizeigewalt

Ein  weiteres  Problem ist,  dass  dicke  Menschen  überdurchschnittlich  oft
beschuldigt werden, Verbrechen begangen zu haben und mehr Polizeigewalt
erleben. Ein bekanntes Beispiel dafür ist der Schwarze Mann Eric Garner,
der 2014 von New Yorker Polizist*innen ermordet wurde.

Für den Polizisten, der ihn in den Würgegriff nahm, gab es keine rechtlichen
Konsequenzen, unter anderem deshalb, weil die Polizei Garners Gewicht für
seinen Tod verantwortlich machte.

Dies steht in direktem Zusammenhang mit rassistischen Vorstellungen über
die angeblich unbändige Kraft Schwarzer Männer, welche exzessive Gewalt
zum vermeintlichen Selbstschutz weißer Menschen rechtfertigen würde.

Der Rassismus hört hier längst nicht auf. Obwohl Schwarze Jugendliche mit
50%  höherer  Wahrscheinlichkeit  als  weiße  Jugendliche  bulimische
Verhaltensweisen  wie  Binge-Eating  (wiederkehrende  Essanfälle)  und
Erbrechen zeigen, ist die Wahrscheinlichkeit,  dass sie von medizinischem
Personal  nach  Essstörungssymptomen gefragt  werden,  deutlich  geringer.
Rassismus  und  Fettfeindlichkeit  wirken  auch  dann  zusammen,  wenn
Flüchtende bei der Einreise aufgrund von hohem Gewicht zurückgewiesen
werden.

Fettfeindlichkeit im Gesundheitssystem

Auch im Gesundheitssystem werden dicke Menschen massiv diskriminiert.
Manche Ärzt*innen haben Gewichts-Obergrenzen für die Patient*innen, die



sie behandeln. Medizinische Untersuchungen werden bei dicken Menschen
schneller  und  ungenauer  durchgeführt  oder  weggelassen.  Bei  Migräne
verbringen  sie  ca.  10  Minuten  weniger  im  ärztlichen  Sprechzimmer.

Ein beträchtlicher Teil  des medizinischen Personals ekelt sich vor dicken
Menschen und weigert sich, dicke Körper zu berühren. Häufig bleibt es bei
Blickdiagnosen  oder  anstatt  der  richtigen  Werte  werden  Fantasiezahlen
notiert. Immer wieder werden Krankheitssymptome einfach unterstellt und
es  werden  Medikamente  verschrieben,  die  Cholesterin,  Blutdruck  oder
Blutzucker senken sollen. Wenn keine tatsächliche Erhöhung besteht, kann
das lebensgefährlich sein.

In  anderen  Fällen  führen  Fehldiagnosen  dazu,  dass  Menschen  nicht  die
Rezepte  bekommen,  die  sie  eigentlich  bräuchten:  Bei  tatsächlichem
Bluthochdruck wäre die Wunschkindpille kein geeignetes Verhütungsmittel.
Dicken  trans  Personen  werden  mit  dem Verweis  auf  ein  hohes  Gewicht
lebenswichtige  geschlechtsangleichende  Maßnahmen  wie  Hormone  und
Operationen  verweigert.

Selbst  wenn  irgendwann  doch  die  richtigen  Medikamente  verschrieben
werden, hören die Probleme nicht auf: Weil keine medizinischen Studien an
dicken Körpern durchgeführt werden, haben Medikamente wie Antibiotika
die  falsche  Dosierung,  auch  die  Pille  Danach  und  Chemotherapien  sind
weniger wirksam.

Wenn sämtliche Krankheitssymptome auf das Gewicht zurückgeführt werden,
kann das sogar dazu führen, dass Tumore in der Brust oder im Bauchraum
nicht  rechtzeitig  bemerkt  werden.  Auch Essstörungen werden bei  dicken
Menschen ignoriert, oder sie bekommen sogar Glückwünsche dafür, dass sie
ihre  „Pflicht“  des  Abnehmens  erfüllen.  Ein  niedriges  Gewicht  ist  ein
Diagnosekriterium  für  Magersucht  –  so  als  könnten  nicht  auch  dicke
Menschen durch Verhungern und Nährstoffmangel sterben. Die Suche nach
neuen Ärzt_Innen ist erschöpfend, und wegen solchen Erfahrungen gehen
dicke Menschen deutlich seltener zu ärztlichen Untersuchungen.

Pillen und Operationen: Die Diätindustrie ist tödlich



Oftmals wird unterschätzt, wie gefährlich die Diätindustrie sein kann und wie
viele  ihrer  Maßnahmen  tödlich  enden.  Dicken  Patient_Innen  wird  von
Ärzt_Innen ganz selbstverständlich zu Magenverkleinerungen geraten. Viele
Menschen, die eine solche Operation mitgemacht haben, müssen hinterher
für  den  Rest  ihres  Lebens  mehrmals  pro  Monat  ins  Krankenhaus.  Eine
weitere Folge, von der 40% der Operierten betroffen sind, ist das Dumping-
Syndrom,  das  sich  durch  Durchfall,  Übelkeit,  Erbrechen,  Blähungen,
Krämpfe, Schwindel, Schwäche und Schweißausbrüche äußert – im Prinzip
so, als wäre man für den Rest des Lebens verkatert.

Nach der OP kommt es häufig zu einem rasanten Anstieg von Drogenkonsum
und Selbstverletzung. 1-5% der Patient_Innen sterben bei der OP. Solche
gewichtsreduzierenden  Operationen  werden  bereits  an  Kindern
durchgeführt, lange bevor diese einwilligen können. 2013 war das jüngste
operierte Kind 2,5 Jahre alt.

In den letzten Jahren kam die sogenannte Sanduhrfigur in Mode und damit
auch  die  Operation  Brazilian  Butt  Lift,  welche  als  gefährlichster
Schönheitseingriff der Welt gilt. Dabei wird Fett aus anderen Körperregionen
in  den  Hintern  operiert.  Damit  verbunden  sind  hohe  Risiken  für
Blutgerinnung und Herzstillstand, aufgrund der wichtigen Nervenenden und
Gefäße in diesem Bereich. Eine_r von 3000 Behandelten stirbt daran.

Auch Diätpillen können extrem gefährlich sein, von einigen kann man sogar
blind  werden.  Rimonabant  ist  ein  Appetitzügler,  der  2008  vom  Markt
genommen wurde,  weil  er  Suizidgedanken extrem steigerte und auch zu
Suiziden führte.

In  vielen  Ländern  sind  „Fat  Camps“  ein  weiterer  Bestandteil  der
Diätindustrie. Diese bieten Programme an, bei denen die Klient_Innen extrem
wenige Kalorien zu sich nehmen, brutale Workouts durchführen und sich
demütigen  lassen  müssen,  um in  kurzer  Zeit  viel  Gewicht  zu  verlieren.
Hauptsächlich richten sie sich an Kinder. In ihrer Rhetorik und ihren Mitteln
bedienen  sie  sich  bei  Anti-Drogen-Kampagnen.  Fat  Camps  in  den  USA
nehmen  bis  zu  6000$  pro  Nacht  und  sind  nichts  anderes  als
Kindesmisshandlung.



Fazit

Wenn  eine  Gesellschaft  sich  wandelt,  dann  wandeln  sich  auch  ihre
kulturellen Vorstellungen über die Nahrungsaufnahme. In den 1990ern und
2000ern waren sehr dünne Models wie Kate Moss das Körpervorbild vieler
Frauen und Mädchen. Mittlerweile wurde dieses weibliche Ideal abgelöst:
Fitnesskult und der Wunsch nach Muskelaufbau wirken sich heute auch auf
Frauen stärker aus.

Heutzutage macht man keine Diät mehr, sondern eine Lifestyle-Veränderung,
man  hungert  nicht  mehr,  sondern  fastet.  Man  nimmt  nicht  mehr  aus
Selbsthass ab, sondern für Self-Care und Wellness. Doch dem Körper ist es
völlig egal, ob man ihn liebt oder hasst, während man ihn aushungert, und ob
man das Ganze dann als Diät oder als Detox bezeichnet.

Die moderne Diätindustrie folgt dem Prinzip, dass nur ein gesunder Körper
ein  wertvoller  Körper  wäre,  und  der  neoliberalen  Annahme,  dass  alle
Menschen, die nicht gesund sind, es einfach nicht genug versuchen würden.
Krankheit  wird  mit  moralischem Versagen  gleichgesetzt,  um strukturelle
Probleme weiter zu privatisieren.

Jeder Mensch sollte selbstbestimmt und frei von Diskriminierung mit dem
eigenen  Körper  umgehen  dürfen.  Um  diese  Möglichkeit  zu  erkämpfen,
fordern wir:

Gegen unterdrückerische Schönheitsideale in Werbung und Medien!
Enteignet  die  großen  Medienhäuser  und  die  kulturschaffende
Industrie.  Für  organisierte  Medienarbeit  durch  Räte  aus
Zuschauer_Innen,  Arbeiter_Innen  und  Kreativen  unter  Beteiligung
von  Menschen  mit  Diskrimnierungserfahrung  und  ohne  die
Reproduktion  von  Unterdrückung.
Anhebung des Mindestlohns und der Grundsicherung!
Abschaffung der Polizei!
Ausbau  des  Gesundheitssystem,  diskriminierungssensibilisierende
Schulungen für das Gesundheitspersonal! Ausbau von Anlaufstellen
für Betroffene von Diskriminierung!



Arbeitszeitverkürzung  und  Entspannung  des  Arbeitsalltags  statt
Leistungszwang und individueller Selbstoptimierung!
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Solidarität  mit  Brokkoli:
Springer enteignen!
Das frisch angebrochene Jahr 2023 versucht es direkt in seiner ersten Woche
gleich mal damit, in die Charts der absurdesten Twitter-Tage zu kommen:
Der  rechtskonservative  Chefredakteur  der  Springer-Tochter  WeltN24  Ulf
Poschardt  ist  wohl  am  05.01.  auf  seinem  Streifzug  durch  Twitter  nach
„rotgrüner  umerziehungsfolklore“[1]  auf  das  Video-Statement  unseres
Genossen  Brokkoli  gestoßen.  Mit  einem  lächerlich-populistischen  Tweet
versucht er nun seine Armee aus rechten Trollen, Incels und Polizei-Fanboys
auf uns zu hetzen[2].

Das Videostatement,  auf  das sich Ulf  bezieht,  haben wir  gemeinsam mit
Genoss_innen des „Revolutionären Bruchs“ veröffentlicht.  Darin rufen wir
dazu auf, auf der gleichnamigen Konferenz um die Frage des Antirassismus

https://onesolutionrevolution.de/solidaritaet-mit-brokkoli-springer-enteignen/
https://onesolutionrevolution.de/solidaritaet-mit-brokkoli-springer-enteignen/


zu  diskutieren,  da  die  Berliner  Linkspartei  sich  im  Wortlaut  zwar  oft
antirassistisch gibt,  praktisch als  Teil  der  Berliner  Landesregierung aber
Abschiebungen  bewilligt  und  migrantischen  Communites  das
Demonstrationsrecht verweigert.  Über 600 Menschen waren in Berlin im
letzten Jahr von Abschiebungen betroffen. Sogar das im Koalitionsvertrag
festgeschriebene  Verbot  von  nächtlichen  Abschiebungen  wurde  immer
wieder missachtet.  Durchgeführt  werden diese Abschiebungen von einem
Polizeiapparat, dessen struktureller Rassismus schon lange kein Geheimnis
mehr ist und der seinen blutigen Höhepunkt in der Ermordung von Oury
Jalloh und Mouhamed Dramé gefunden hat. Diese Polizei will der Senat nun
mit  Elektro  Tasern  und  einer  neuen  Racial-Profiling-Wache  am  Kotti
ausstatten. Für den rechtskonservativen Ulf ist das natürlich kein Problem.
Er sieht das Problem eher darin, dass Brokkoli einen ACAB-Hoodie trägt und
den Palästinenser_innen ein Selbstbestimmungsrecht zugesteht.

Im  Mai  letzten  Jahres  wurde  in  Berlin  anlässlich  des  Nakba-Tages  (ein
Gedenktag  zur  Vertreibung  von  über  700  000  Palästinenser_innen)  ein
gerichtliches Demonstrationsverbot erlassen. Die geplanten Demonstrationen
wurden  pauschal  als  antisemitisch  verunglimpft  und  das,  obwohl  die
Veranstalter_innen  sich  mehrmals  klar  gegen  Antisemitismus  auf  ihren
Aktionen positioniert haben. In der Debatte um das Demonstrationsverbot
wurde dabei immer wieder auf rassistische Stereotype von „emotionalisierten
Arabern“ (ähnlich wie wir sie aktuell in der Debatte um das Böller-Verbot
hören müssen) Bezug genommen. Damals wie heute verurteilen wir diese
rassistische Einschränkung des Grundrechts auf Versammlungsfreiheit. Ulf
verdreht  diese  Kritik  in  seinem  Tweet  zu  einem  angeblichen  „linken
Antisemitismus“. Hätte er seinen Job als Journalist vernünftig gemacht und
mal kurz auf unserer Homepage recherchiert, wäre er jedoch schnell auf
unsere ausführliche Resolution zum Thema Antisemitismus[3] gestoßen und
hätte ebenfalls in unserem Programm nachlesen können, dass wir für einen
binationalen, säkularen und sozialistischen Staat im Nahen Osten eintreten,
indem  alle  Menschen  unabhängig  von  ihrer  Religion  in  Frieden  und
Gleichberechtigung  miteinander  leben  können[4].

Gründliche  Recherche  und  Quellenbelege  scheinen  jedoch  nicht  das



Steckenpferd von Ulf Poschardt zu sein. So wurde er bereits im Jahre 2000
als Chefredakteur beim Magazin der Süddeutschen Zeitung gekündigt, weil
er dort gefälschte Interviews und Storys ungeprüft veröffentlicht hatte[5]. Ulf
scheint  es  vielmehr  als  den  Kern  seiner  journalistischen  Tätigkeit  zu
verstehen,  auf  Twitter  Aufmerksamkeit  durch  seine  chauvinistischen
Kommentare  zu  generieren.  Seine  Feinde  sind  dabei  wahlweise
Klimaaktivist_innen,  Corona-Schutzmaßnahmen,  Geflüchtete  oder  die
öffentlich-rechtlichen Medien. Aufrechte Aktivist_innen setzt er dabei mit der
islamistischen Terrormiliz Boko Haram gleich, indem er sie mit „Wokoharam“
betitelt[6].  Er selbst versteht seinen „Journalismus“ auf Twitter dabei als
„Kulturkampf“[7]  gegen „politisch korrekte  Aktivisten“.  Es  geht  ihm also
darum, Linke mit welchen an den Haaren herbeigezogenen Vorwürfen auch
immer im Sinne seines Kulturkampfes zu verunglimpfen. Wie so häufig muss
der Vorwurf des Antisemitismus auch bei Ulf als Projektionsfläche herhalten.
So inszeniert er sich als kritikloser Verteidiger einer Polizei, die sich mit
faschistischen Chatgruppen einen Namen gemacht hat: Kein Wort über deren
antisemitische Inhalte aber stattdessen große Empörung über einen Hoodie.
Wir  fragen  uns  dabei,  wie  es  eigentlich  um Ulfs  Treue  gegenüber  dem
Rechtsstaat bestellt ist, wenn er Einschränkungen des Versammlungsrechts,
Angriffe auf die Meinungsfreiheit und Verwässerungen des Rechts auf Asyl
kritiklos verteidigt.

Das Ekligste an der von Ulf angestoßenen Debatte ist jedoch, mit welcher
Verachtung und welchem Hass einem politisch aktivem Jugendlichen, der
klar politisch Stellung bezieht, begegnet wird. Dass Jugendunterdrückung ein
tief verankertes Phänomen in kapitalistischen Gesellschaften ist, sieht man
hier darin,  dass einem Jugendlichen nicht zugestanden wird,  eine eigene
politische Meinung zu haben. Nein, er sei „vor die Kamera gezerrt“ worden
oder sei „in der Pubertät“. Umso mehr bestätigt uns das darin, dass es richtig
ist,  sich in  einer  unabhängigen Jugendorganisation,  ohne Bevormundung,
unter Jugendlichen selbst zu organisieren.

Die  Heftigkeit  mit  der  die  Debatte  aktuell  auf  Twitter  geführt  wird,
unterstreicht einmal mehr, wie viel Angst Vertreter_innen der bürgerlichen
Klasse wie Ulf haben, wenn wir Jugendliche uns trauen, unsere Stimme zu



erheben. Es offenbart zugleich ihre Schwäche, wenn sie ein kurzes harmloses
Videostatement mit allen dreckigen ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln
bekämpfen  müssen.  Solidarität  mit  Brokkoli!  Dieser  Angriff  hätte  jede_n
aufrichtige_n Aktist_in von uns treffen können, denn er richtet sich nicht
spezifisch gegen Brokkoli, sondern gegen eine Jugend, die nicht länger bereit
ist, dem Kapital dabei zuzuschauen, wie es unseren Planeten zerstört. Bitte
teilt  und  verbreitet  dieses  Statement!  Insbesondere  Gliederungen  der
Linksjugend solid, sollten sich in der Verantwortung sehen, sich in dieser
Frage zwischen Ulf und dem „Revolutionären Bruch“ zu positionieren. Lasst
Ulf mit seinem Versuch „Revolution“, den „Revolutionären Bruch“ und die
Linkspartei zu diskreditieren nicht durchkommen! Kommt zur Konferenz am
14. Januar und lasst uns gemeinsam diskutieren, was wir dem Hass und der
Verachtung der herrschenden Klasse und ihrer Medien entgegenzusetzen
haben.

Abschließend möchten wir jedoch noch ein paar Worte der Dankbarkeit an
Ulf  richten: Zuerst einmal vielen Dank für die kostenlose Werbung. Eine
größere Reichweite als du sie uns geschenkt hast, hätten wir mit unseren
bescheidenen finanziellen Mitteln nicht generieren können. Ebenfalls sind
wir dir dafür dankbar, dass du uns mit der Hetze deines Springer-Verlages,
die  bereits  Rudi  Dutschke  ins  Grab  brachte,  erneut  an  einen  wichtigen
Umstand erinnerst:  Dieses rechte,  antidemokratische und imperialistische
Hetzblatt  gehört  enteignet  und  unter  demokratische  gesellschaftliche
Kontrolle  gebracht!

[ 1 ]
https://twitter.com/ulfposh/status/1611299976495366145?cxt=HHwWgoDQ2
dSyvtwsAAAA

[ 2 ]
https://twitter.com/ulfposh/status/1610921238586880000?cxt=HHwWgMDTs
ZuVktssAAAA

[ 3 ]



https://onesolutionrevolution.de/was-ist-antisemitismus-und-wie-kann-er-beka
empft-werden/

[ 4 ]
https://onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2017/07/Programm2018.
pdf
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[ 6 ]
https://uebermedien.de/67936/was-ulf-poschardt-zuzutrauen-ist-und-was-nich
t/
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Palästinasolidarität  bei
FridaysForFuture?
Debattenbeitrag von Lia Malinovski

Aktuell  läuft  bei  der  klimaaktivistischen  Jugendorganisation  Fridays  For
Future  in  Deutschland  eine  Debatte  um  Palästinasolidarität.  Die
internationale Organisation hat sich durch mehrere Tweets und Posts auf
anderen  Social-Media-Kanälen  solidarisch  mit  dem  palästinensischen
Befreiungskampf gezeigt, die deutsche Organisation distanzierte sich davon.
Durch unsere Intervention bei Ende Gelände, nicht zuletzt aber durch die
Rede  der  palästinensischen  Organisation  „Palästina  Spricht“  auf  dem
globalen Klimastreik am 23.September in Bremen, ist die Debatte aktueller
denn je bei Fridays For Future.

https://onesolutionrevolution.de/palaestinasolidaritaet-bei-fridaysforfuture/
https://onesolutionrevolution.de/palaestinasolidaritaet-bei-fridaysforfuture/


Palästinasolidarität  –  Notwendig  oder
Antisemitisch?
In  unserem  Artikel  „Unsere  Solidarität  mit  Palästina  war  niemals
antisemitisch,  ist  nicht  antisemitisch  und  wird  auch  nie  antisemitisch
werden!“  gehen  wir  tiefer  in  die  Thematik  ein,  ob  Palästinasolidarität
antisemitisch sei. Kurz gesagt, linke Solidarität mit Palästina und dem Kampf
gegen  den  Zionismus,  ist  kein  Antisemitismus,  sondern  sollte  eine
revolutionäre  Notwendigkeit  sein!

Die  Gleichsetzung  von  Antisemitismus  und  Antizionismus  ist  zutiefst
antisemitisch und rassistisch; antisemitisch unter anderem daher, dass es
eine Gleichsetzung des Zionismus und des Staates Israel mit dem Judentum
bedeutet, rassistisch unter anderem daher, dass diese Ideologie Hass auf
Palästinenser_innen und vor allem ihre Vertreibung legitimiert.

Das zeigt sich beispielsweise an den etlichen Morden, die die IDF (Israel
Defence Forces)  regelmäßig an Palästinenser_innen verübt,  deutlich über
100 Menschen wurden alleine in diesem Jahr durch die Besatzungsmacht
getötet,  aus Gründen die selbst aus bürgerlicher Sicht unverhältnismäßig
und  völlig  illegitim  sind.  Auch  zionistische  häufig  extrem  rechte
Siedler_Innen morden in den palästinensischen Gebieten nicht selten und
üben sehr oft, quasi immer ungestraft und häufig durch die IDF gedeckt,
Gewalt gegen Palästinenser_Innen und solidarische Israelis aus.

Die Frage des Existenzrechtes Israels
In der Debatte bei Fridays for Future ist eine Frage besonders zentral: Die
Frage  nach  dem  Existenzrecht  Israels.  Dabei  lenkt  diese  Frage  vom
eigentlichen Thema ab. Es ist das Ziel, mit Debatten über das Existenzrecht
eines rassistischen Staates, die Unterstützung des antikolonialen Kampfes als
antisemitisch und damit rechts und falsch abzustempeln. Anstatt über das
Existenzrecht  Israels  zu  sprechen,  sollte  Fridays  For  Future  über  die
Unterdrückung der Palästinensischen Bevölkerung sprechen und wie sie den
Kampf dagegen unterstützen können. Klimaschutz ist nur im Rahmen eines
antikolonialen, und damit antirassistischen, Kampfes möglich! Letzten Endes
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muss sich Fridays For Future positionieren – entweder sie unterstützen einen
antirassistischen Kampf, oder einen rassistischen Kolonialstaat.

Da diese Frage weiter aufkommen wird, wollen wir uns trotzdem kurz damit
beschäftigen:

Wer die Frage stellt, ob man dem Staat Israel das Existenzrecht abspricht,
versucht zu sagen, dass man einen jüdischen Schutzraum zu unterstützen
hat. Gerade mit Blick auf den zunehmenden Antisemitismus weltweit, ist die
Forderung  nach  einem  jüdischen  Schutzraum,  solange  die  Gefahr  des
Antisemitismus nicht gebannt ist,  durchaus nachvollziehbar und in vielen
Teilen auch sinnvoll.

Doch  in  Bezug  auf  Israel,  geht  jegliche  Logik  verloren:  Ein  jüdischer
Schutzraum müsste für alle Jüd_innen, die in diesem Raum leben wollen,
zugänglich und sicher sein. Israel hingegen ist für schwarze Jüd_innen kein
sicherer  Ort,  wie  die  rechte  Regierung  Netanyahus  und  die  israelische
Rechte  immer wieder  mit  öffentlichen Aussagen und Angriffen bishin  zu
kleineren Pogromen deutlich machen. Auch kann ein kapitalistischer Staat
kein Schutzraum sein,  denn es wird immer Spaltung und Unterdrückung
innerhalb  der  Klassengesellschaft  geben.  Ein  wahrer  Schutzraum  für
Jüd_innen  kann  nur  ein  sozialistischer  Staat  sein,  in  dem  alle  Ethnien
friedlich  miteinander  leben  können,  ein  Staat  unter  der  Kontrolle  des
Proletariats!

Fridays  for  Future  muss  sich  positionieren,  Schluss  mit  dem Teilen  von
rassistischen Ideen und der Legitimation von Unterdrückung! Klimaschutz
heißt  notwendigerweise  Solidarität  mit  antikolonialen  Befreiungskämpfen
weltweit!

Freiheit  für  die  durch  das  israelische  Militär  besetzten  Gebiete!
Schluss mit  der  zionistischen Unterdrückung und für  den Aufbau
eines vereinigten, säkularen und sozialistischen Palästinas, in dem
Angehörige  verschiedener  Religionen  und  Atheist_innen,  sowie
Menschen  sämtlicher  Ethnien  und  Kulturen,  gleichberechtigt
miteinander  leben  können.  Für  eine  vereinigte  sozialistische



Föderation  im  gesamten  Nahen  Osten!
Für globale Klimagerechtigkeit! Die imperialistischen Staaten sollen
für die von ihnen verursachten Schäden bezahlen! Streichung der
Schulden für die Halbkoloniale Welt!

Warum  der  Ukrainekrieg  in
Afrika eine Hungerkrise auslöst
Von Jona Everdeen

Wir alle  haben schon mitbekommen,  dass die  Preise für  Lebensmittel  in
Folge der aktuellen Krise immer weiter angestiegen sind und dass ein Ende
aufgrund der zunehmenden Inflation noch nicht in Sicht ist.  Für uns als
Arbeiter_Innen und als Jugendliche ist das ein großes Problem, da wir uns
vieles,  was  früher  zu  unseren  Grundnahrungsmitteln  gehörte,  so  zum
Beispiel den Döner in der Mittagspause, nicht mehr leisten können und für
viele Familien besteht die reale Gefahr, in diesem Winter teilweise hungern
zu müssen. Doch auch wenn die Lage hier in Europa ernst ist, sind diese
Probleme  im  Vergleich  zu  den  katastrophalen  Folgen  der  Krise  für  die
Ernährung im globalen Süden noch relativ überschaubar. Ausgelöst durch
den Krieg in der Ukraine und verstärkt durch die Klimakrise, die auch in
Afrika  für  eine  Dürreperiode  sorgte,  droht  vielen  Menschen  eine
katastrophale  Hungerkrise.  Doch  wie  konnte  es  soweit  kommen?

Was ist eine Hungerkrise?

Von einer Hungerkrise kann man dann sprechen, wenn signifikante Teile der
Bevölkerung eines Landes oder einer Region nicht mehr in der Lage sind,
ausreichend  Nahrung  zu  sich  zu  nehmen,  weil  diese  entweder  nicht
verfügbar  oder  nicht  bezahlbar  ist.  Menschen  sind  dann  akut  von
Unterernährung betroffen und vom Hungertod bedroht. Traditionell waren
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und  sind  Hungerkrisen  meist  das  Resultat  von  Kriegen  oder  schweren
Naturkatastrophen vor Ort, doch in der Welt des globalisierten Imperialismus
können auch externe Einflüsse für Länder im globalen Süden katastrophale
Folgen haben, so wie in diesem Fall die russische Invasion auf die Ukraine
und der daraus resultierende Krieg.

Was hat der Ukrainekrieg damit zu tun?

Russland und die Ukraine sind weltweit die beiden größten Exporteure für
Getreide.  Zusammen  stel len  sie  ein  Drittel  der  Weizen-  und
Gerstenproduktion, also von Grundnahrungsmitteln, die vor allem für Länder
ohne eigene Produktion unverzichtbar sind. Gleichzeitig ist Russland auch
noch der  weltweit  größte  Exporteur  für  in  der  Landwirtschaft  benötigte
Düngemittel.

Nun konnten jedoch große Teile der ukrainischen Ernte durch die Blockade
der  ukrainischen  Schwarzmeerhäfen  nicht  exportiert  werden,  während
gleichzeitig die Ausfuhr russischer Lebens- und Düngemittel von westlichen
Sanktionen erschwert wird. Durch diese verfahrene Situation entsteht eine
Verknappung,  wodurch  die  Preise  für  Lebensmittel  massiv  in  die  Höhe
geschnellt  sind.  Und  auch  wenn  sich  die  Situation  der  ukrainischen
Getreideexporte  inzwischen etwas  entspannt  hat,  bleibt  die  Lage extrem
kritisch.

Doch dabei stellt sich vor allem eine Frage: Warum sind Länder im globalen
Süden, vor allem in Afrika, von Lebensmittelexporten aus Russland und der
Ukraine  abhängig,  obwohl  es  dort  doch  auch  jahrhundertelang  gut
funktionierende  Landwirtschaft  gab?  Die  Antwort  auf  diese  Frage  ist  so
einfach wie bitter: Imperialismus.

Was war nochmal Imperialismus?

Imperialismus bedeutet, in sehr verkürzter Darstellung, die wirtschaftliche
Unterwerfung eines Landes durch das Kapital eines (oder mehrerer) anderer
Länder. Man spricht dann davon, dass das wirtschaftlich abhängige Land
eine Halbkolonie des anderen Landes ist.



Viele Länder des globalen Südens sind in irgendeiner Form von eben dieser
imperialistischen Ausbeutung durch Länder des globalen Nordens betroffen.
Konzerne aus imperialistischen Ländern wie den USA, der EU, China auch
Russland kontrollieren de facto die Wirtschaft des jeweiligen Landes und
passen  sie  mittels  ökonomischer  Zwänge,  vor  allem  Verschuldung  und
Handelsabkommen, ihren Bedürfnissen an.

Die beiden wohl wichtigsten Arten imperialistischer Ausbeutung sind einmal
die Schaffung eines billigen Absatzmarktes für Produkte aus der Produktion
des  imperialistischen  Staates  und  andererseits  die  Ausbeutung  der
Ressourcen  des  halbkolonialen  Staates.

Und genau das sind die Gründe warum viele Staaten des globalen Südens so
stark von Lebensmittelimporten abhängig sind: Einerseits wurde in vielen
Regionen  des  globalen  Südens  bereits  zur  Kolonialzeit  die  lokale
Landwirtschaft  durch  Monokulturen  von  im  globalen  Norden  nicht
verfügbaren pflanzlichen Ressourcen ersetzt,  so zum Beispiel  Zuckerrohr,
Kaffee  oder  Ölpalmen.  Andererseits  werden  die  Lebensmittelmärkte  der
betroffenen  Länder  von  wesentlich  günstigeren  Produkten  aus  der
Produktion  von  Konzernen  des  globalen  Nordens  überschwemmt.  Durch
Handelsabkommen  mit  entsprechenden  Knebelverträgen  sichern  sich
imperialistische  Länder  die  optimalen  Bedingungen  für  den  Export  und
Verkauf ihrer Produkte in der halbkolonialen Welt  und verhindern deren
eigenständige und profitable Produktion.

Konsequenzen:

Das Resultat dieser Praxis ist dann unter anderem, dass in den fruchtbarsten
Regionen Kenias zu großen Teilen keine Lebensmittel für die Bevölkerung
vor Ort  angebaut  werden,  sondern hier  stattdessen Zierpflanzen für  den
westlichen Blumenmarkt wachsen, da die Klima- und Lohnbedingungen den
Blumenkonzernen besonders hohe Profite versprechen.

Und selbst wenn doch Lebensmittel von westlichen Großkonzernen in Afrika
produziert werden, werden diese nur selten auf dem lokalen Markt verkauft,
sondern meist nach Europa, Nordamerika oder China verschifft und auf den



dortigen  Märkten  profitabel  verkauft.  Dadurch,  dass  sie  großenteils  für
internationale und nicht für den eigenen Markt produzieren, sind Länder im
globalen Süden und vor allem in Afrika, unglaublich stark abhängig vom
Weltmarkt. Ist die ökonomische Lage gerade schlecht, bricht einerseits der
Absatzmarkt für viele Produkte, wie eben Blumen, Kaffee und ähnliches, ein,
andererseits  werden die  notwendigen Importe  von Grundnahrungsmitteln
und anderen essentiellen Gütern teurer.

Manche Länder des globalen Südens versuchen, um der Ausbeutung durch
die imperialistischen Westmächte zu umgehen, neue Bündnisse mit China
oder Russland zu schmieden, so zum Beispiel Sambia mit China oder die
Zentralafrikanische  Republik  mit  Russland,  jedoch  ist  auch  dies  keine
Lösung. Zwar gelingt es den Ländern dadurch die Beherrschung durch die
westlichen Imperialisten abzuschütteln oder zumindest zu verringern, dafür
werden sie nun zu Halbkolonien der nicht weniger ausbeuterischen östlichen
Imperialisten.

Zusätzliche Faktoren für die Krise sind auch noch einerseits die Klimakrise,
an deren Entstehung die Länder des globalen Südens kaum beteiligt waren,
von der sie jedoch bereits jetzt extrem stark in Form von Dürreperioden
betroffen sind. Andererseits aber auch die extreme Abhängigkeit der noch
existierenden  regionalen  Landwirtschaft  von  Großkonzernen,  die  ein
Monopol  auf  Saatgut  und  Düngemittel  besitzen  (so  zum  Beispiel
Bayer/Monsanto). Besonders schwer trifft diese Abhängigkeit zum Beispiel
indische Bäuerinnen und Bauern, die sich von Bayer die Kaufpreise für das
benötigte Saatgut diktieren lassen müssen, um weiter Landwirtschaft führen
zu können. Dies führte in jüngerer Vergangenheit zum Bankrott zigtausender
Höfe  und  einer  massiv  überproportionalen  Suizidrate  unter  indischen
Bäuerinnen  und  Bauern.

Für  eine  eigenständige  Lebensmittelproduktion  unter
Arbeiter_Innenkontrolle!

Es gibt  nur  eine  Möglichkeit,  diese  Probleme zu  lösen und die  aktuelle
Hungerkrise nachhaltig zu bekämpfen: Die Arbeiter_Innen in halbkolonialen
Ländern müssen die Kontrolle über ihre Produktion zurückerkämpfen und



diese  p lanwirtschaf t l ich  gesta l ten ,  nach  dem  Pr inz ip  der
Bedürfnisbefriedigung  und  nicht  der  Profitmaximierung.

Um dies zu erreichen, muss die Macht der imperialistischen Staaten, ihrer
Banken und ihrer kapitalistischen Großkonzerne gebrochen werden. Bayer,
Monsanto,  Nestle und Co.  müssen international  vertrieben und enteignet
werden.  Bäuerinnen  und  Bauern,  Arbeiter_Innen,  Jugendliche  und  alle
Ausgebeuteten  müssen  sich  zusammenschließen  und  die  meist
autokratischen  Kollaborationsregierungen  zu  Fall  bringen  und  durch
sozialistische Räteregierungen ersetzen. Diesen Bewegungen müssen wir uns
mit unseren lokalen Antikrisenbewegungen anschließen und unsere Kämpfe
zusammenführen!

Im  Moment  werden  genug  Nahrungsmittel  produziert,  um  damit  10
Milliarden Menschen zu versorgen. Dass es zu Hunger kommt, dass immer
noch Millionen Menschen unterernährt und vom Hungertod bedroht sind,
und dass sich diese Zahl bald massiv erhöhen könnte, ist keine Folge von
realem  Ressourcenmangel,  es  ist  eine  Folge  der  kapitalistischen
Eigentumsordnung, eine Folge des Systems, in dem tonnenweise essbare
Lebensmittel  eher  vernichtet  werden,  als  sie  unter  dem  Marktpreis  zu
verkaufen. Wenn wir wirklich den Welthunger ein für alle mal beseitigen
wollen,  dann  ist  es  unsere  einzige  Möglichkeit  dieses  System,  den
Kapitalismus,  ein  für  alle  mal  zu  beseitigen!

Wir sind solidarisch mit den möglichen und teilweise bereits stattfindenden
Hungerrevolten,  sowie  mit  allen  progressiven  antiimperialistischen  und
sozialistischen  Kräften  des  globalen  Südens  und  fordern  deshalb:

die  Einführung  eines  Mindest lohns  gemessen  an  den
Lebenserhaltungskosten  und  mit  Inflationsbindung  für  alle
Arbeiter_Innen  weltweit!
die  Enteignung  der  Großkonzerne  und  die  Überführung  der
Produktionsmittel,  sowohl  in  Landwirtschaft  als  auch in  Bergbau,
Industrie und Dienstleistung, in Arbeiter_Innen-Kontrolle!
Internationale  Handelsabkommen  zur  Ausbeutung  halbkolonialer
Länder  müssen  sofort  aufgekündigt  werden  und  imperialistische



Länder sich aus deren Märkten zurückziehen!
Schluss mit Patenten auf Saatgut und Düngemittel!
die  sofortige  Streichung aller  Schulden,  die  Länder  des  globalen
Südens  an  westliche,  russische  oder  chinesische  Banken  binden,
sowie  die  Bereitstellung  von  Soforthilfen  finanziert  durch
Besteuerung  und  Enteignung  der  Profiteure  imperialistischer
Ausbeutung!

Antislawischer  Rassismus:
Geschichte und Perspektiven
Von Sani Meier

In  aktuellen  Debatten  um  Rassismus  wird  dieser  häufig  als  Phänomen
beschreiben, welches People of Color abwertet, unterdrückt und ausbeutet.
Dass diese Definition in vielen Fällen zwar zutrifft, aber dennoch, vor allem
in Europa, nicht ausreicht, soll dieser Artikel herleiten. Es geht im Folgenden
um  die  Geschichte  und  die  Merkmale  des  Antislawischen  Rassismus  in
Deutschland, welcher bis heute nicht aufgearbeitet oder anerkannt wird und
im Zuge des Krieges um die Ukraine erneuten Aufschwung erfährt.

Um wen geht es eigentlich?

In  Europa  bilden  die  sogenannten  „slawischen  Völker“  die  zahlenmäßig
größte Gruppe von Ethnien. Dazu zählen die ostslawischen Staaten Russland,
die Ukraine und Belarus, die westslawischen Staaten Polen, Tschechien und
die Slowakei und die südslawischen Staaten Bulgarien, Slowenien, Kroatien,
Serbien,  Bosnien  und  Herzegowina,  Nordmazedonien  und  Montenegro.
Zusätzlich leben bis heute große slawische Minderheiten in den ehemals zur
Sowjetunion gehörigen Staaten Litauen, Lettland, Estland, Kasachstan und
Moldau. In Deutschland machen Menschen aus Osteuropa die Hälfte aller
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Menschen mit Migrationshintergrund aus. Ihre rassistische Unterdrückung
wird als antiosteuropäischer / antislawischer Rassismus oder Antislawismus
bezeichnet  und  äußert  sich  durch  abwertende  Zuschreibungen  zum
geografischen Raum Osteuropas und seinen (ehemaligen) Bewohner_Innen.
Damit  einhergehend  kommen  unter  anderem  eine  wirtschaftliche
Benachteiligung,  verstärkte  Ausbeutung,  Vertreibung,  Ausgrenzung  und
andere  Gewalterfahrungen.

Geschichte des antislawischen Rassismus:

Die Zeugnisse für die Existenz von antislawischem Rassismus in Deutschland
reichen zurück bis ins Mittelalter. Da Slawen zu dieser Zeit in den Gebieten
des  heutigen  deutschen  Ostens  lebten,  wurden  sie  immer  wieder  Opfer
germanischer  Raubzüge und Kriege.  Die  Versklavung,  Unterwerfung und
Vertreibung der slawischen Stämme stellte eine Haupteinnahmequelle für
die  Ritter  dar  und  ist  auch  heute  noch  in  der  Ähnlichkeit  der  Worte
(Slawe/Sklave) sichtbar.

Im  Deutschen  Kaiserreich  wird  diese  Tradition  durch  die  kolonialen
Interessen Deutschlands in Osteuropa wiederbelebt und der Erste Weltkrieg
soll den uneingeschränkten Zugriff auf slawische Arbeitskräfte sichern. Da
solch  brutale  und  menschenverachtende  Pläne  immer  nach  einer
vermeintlichen  Legitimierung  fordern,  blühen  die  rassistischen,  pseudo-
wissenschaftlichen  Diskurse  im  19.  Jahrhundert  besonders  auf  und
konstruieren die Slawen als eigene „Rasse“, die gegenüber den Deutschen
abgewertet wird. Besonders eindrücklich wird dies durch die Etablierung des
Begriffs des „slawischen Untermenschen“. Dass diese Form des Rassismus
auch  oft  Hand  in  Hand  mit  anderen  Unterdrückungsformen  wie  dem
Antisemitismus und dem Antiziganismus (Diskriminierung von Sinti*ze und
Rom*nja)  geht,  zeigt  sich  an  stigmatisierenden  Begriffen  wie  dem  des
„Ostjuden“.

Obwohl der Erste Weltkrieg für Deutschland scheitert, lebt der Traum vom
„Deutschen  Osten“  im  Nationalsozialismus  weiter  und  erreicht  im
Vernichtungskrieg  seinen  negativen  Höhepunkt.  Ideologisch  wird  der
slawischen  Bevölkerung  durch  das  NS-Regime  die  Rolle  minderwertiger



Sklaven zugewiesen und deren Genozid zur Bedingung einer erfolgreichen
Expansionspolitik  erklärt.  Die  ohnehin  als  „Untermenschen“  betrachteten
Menschen  seien  der  nationalsozialistischen  Ideologie  gemäß  durch  den
Bolschewismus  zu  „zurückgebliebenen  Tieren“  mutiert.  Der  faschistische
Vernichtungskrieg wurde in  kolonialer  Manier  zur  „Zivilisierungsmission“
verklärt.  Die  Blockade  Leningrads,  bei  welcher  über  eine  Millionen
Menschen erfroren und verhungerten, weil die Deutschen sie für „unnötige
Esser“  hielten,  stellt  nur  eine  von  vielen  Gräueltaten  gegenüber  der
slawischen Bevölkerung dar. Auch in der Ukraine vernichteten die deutschen
Besatzer ganze Dörfer. Nachdem die Rote Armee die Faschist_innen jedoch
erfolgreich  zurückschlug  und  zurück  nach  Westen  drängte,  wurde  das
Stereotyp der „feigen Halbtiere“ durch die „asiatischen wilden Horden“, die
über das arme Deutschland herfallen, ausgetauscht.

Mit  dem  Ende  des  zweiten  Weltkriegs  wird  der  Rassismus  gegenüber
Osteuropäer_Innen weder aufgearbeitet und entschädigt, noch bekämpft und
bekommt  in  Zeiten  des  Kalten  Krieges  im  Antikommunismus  ein  neues
Gewand.  Zuwander_Innen  aus  dem  Osten  Europas  werden  massiv
abgewertet  und das Stereotyp der  „wilden und invasiven Horden“ bleibt
bestehen:  Immer  noch  begegnen  uns  die  Vorurteile  von  angeblich
„klauenden  Polen“,  „saufenden  Russen“  oder  „arbeitsscheuen  Bulgaren“.
Diese Formen der rassistischen Abwertung legitimierten Gesetze,  die die
Einreise  nach  Deutschland  massiv  erschwerten,  sowie  berufliche
Dequalifizierungen,  durch  welche  Osteuropäer_Innen  in  der  deutschen
Arbeitshierarchie weit nach unten gedrängt wurden. Bis heute sind sie am
stärksten  in  Branchen  wie  der  Lagerlogistik,  der  Fleischindustrie,  der
Landwirtschaft  und  als  Reinigungs-  oder  Pflegekräfte  tätig,  welche  am
rücksichtslosesten  von  deutschen  Kapitalist_Innen  ausgebeutet  werden.
Hinzu kommen Diskriminierung und Ausgrenzung aufgrund von Sprache,
Akzent  oder  kulturellen  Traditionen,  welche  vor  allem russischsprachige
Menschen seit Beginn des Ukrainekrieges verstärkt zu spüren bekommen.
Obwohl der russische Angriffskrieg klar zu verurteilen ist, werden nun alle
Menschen, die man (oft fälschlicherweise) für Russ_Innen hält, für diesen
verantwortlich gemacht. Russische Restaurants und Geschäfte werden mit
Drohungen  überhäuft  und  mitunter  auch  angegriffen.  Menschen,  die



Russisch sprechen werden beleidigt. Schüler_Innen berichteten uns davon, in
der Schule mit Fragen wie „Und wie sehen deine Eltern das eigentlich?“
konfrontiert  zu  sein  und  sind  einem  konstanten  Rechtfertigungsdruck
ausgesetzt.  Damit  wird  auch  implizit  die  Erwartung  ausgedrückt,  alle
Russ_Innen  wären  zwangsläufig  Unterstützer_Innen  Putins,  was  die
Einbeziehung  dieser  Menschen  in  den  Widerstand  gegen  den  Krieg
verhindert und Schüler_Innen in ihrem Alltag unnötig unter Druck setzt und
zu sozialer Ausgrenzung führen kann.

Also doch Rassismus gegen Weiße?

Aber Moment mal:  Das heißt  also,  es  gibt  doch Rassismus gegen weiße
Menschen? Die Aussage, dass es diesen nicht geben könne, wird meistens
dann  getroffen,  wenn  Phänomene,  die  eindeutig  keine  strukturelle
rassistische  Unterdrückung  darstellen,  als  solche  betitelt  werden.  Zum
Beispiel, wenn Linke sich gegen das Zelebrieren von Nationalstolz während
der Fußball-WM aussprechen oder wenn in den USA im Zuge der „Black
Lives Matter“-Bewegung gefordert wird, dass weiße Menschen sich in dieser
zurücknehmen  sollen,  um  Betroffenen  Raum  für  den  Ausdruck  ihrer
Erfahrungen  zu  geben.  In  diesen  Fällen  liegt  natürlich  eindeutig  kein
Rassismus  gegen  Deutsche  oder  weiße  US-Amerikaner_Innen  vor-  aber
dennoch ist die Analyse von Rassismus, als einer Unterdrückungsform, die
zwangsläufig und primär aufgrund einer dunkleren Hautfarbe oder anderen
äußerlichen Merkmalen ausgeübt wird, ungenügend.

Rassismus ist ein soziales Phänomen, welches von der besitzenden Klasse
eingesetzt wird, um bestimmte Arbeiter_Innen möglichst effizient ausbeuten
zu können- dies kann über biologische Merkmale legitimiert werden, muss es
aber nicht zwangsläufig. In Bezug auf Osteuropäer_Innen wird dies vor allem
durch die Zuschreibung eines niedrigeren sozialen Status gemacht und nicht
durch die Hautfarbe. Dabei ist wichtig zu verstehen, dass der Kapitalismus
auf  dem Streben nach maximalem Profit  und internationaler  Konkurrenz
beruht:  Kapitalist_Innen  sind  also  darauf  angewiesen,  möglichst
kostengünstig  zu  produzieren,  um  ihre  Gewinne  zu  steigern.  Ein  sehr
effizienter Weg ist dabei die Einsparung von Lohnkosten, welche sich am
besten  rechtfertigen  lässt,  indem  die  Arbeitskraft  bestimmter  Menschen



dequalifiziert  wird.  Dass  diese  Ungleichbehandlung  als  „natürlich“
angesehen  werden  kann,  wird  durch  die  Einteilung  der  Welt  in
Nationalstaaten  und  die  Konkurrenz  zwischen  diesen  erleichtert.
Hierarchisierung und Ausbeutung erscheint in diesem Zuge als notwendig
und legitim und verhindert zusätzlich eine effektive Solidarisierung innerhalb
der weltweiten Arbeiter_Innenklasse gegen die Kapitalist_Innen. Letztendlich
kann Rassismus prinzipiell jede Gruppe treffen, die im Kapitalismus zu einer
anderen  Gruppe  in  ökonomischer  Konkurrenz  steht.  Wie  flexibel  und
wandelbar die Darstellung bestimmter Nationen in den deutschen Medien ist,
zeigt sich momentan am Beispiel der Ukraine: Während Ukrainer_Innen über
Jahrzehnte  hinweg  den  Stereotyp  der  billigen  Reinigungskraft,
Feldarbeiter_In,  Bauarbeiter_In  oder  Sexarbeiter_In  verkörpern  mussten,
s i n d  s i e  n u n  i n n e r h a l b  w e n i g e r  W o c h e n  z u  h e r o i s c h e n
Freiheitskämpfer_Innen der Demokratie im Osten Europas geworden. Dass
dieser Wandel  zeitgleich mit  einem gesteigerten Interesse des deutschen
Imperialismus an der ukrainischen Wirtschaft und deren geopolitischer Lage
von statten geht, ist kein Zufall, sondern Taktik.

Als  Revolutionär_Innen  ist  es  unsere  Aufgabe,  die  Rolle  des  Rassismus
innerhalb des Kapitalismus aufzuzeigen und zu benennen: Er ist eines der
Werkzeuge, welches die Kapitalist_Innen einsetzen, um möglichst effizient
auszubeuten und eine gemeinsame Organisierung der Arbeiter_Innen und
der Jugend zu verhindern. Doch davon dürfen wir uns nicht blenden lassen:
Die Aufteilung der Welt in Nationalstaaten und die ihnen zugeschriebenen
Attribute sind weder natürlich, noch notwendig und unsere Solidarität muss
sich in all unseren Kämpfen über sie hinwegsetzen. Sei es im Widerstand
gegen  die  rassistische  und  mörderische  Politik  an  den  europäischen
Außengrenzen oder im Kampf gegen den Krieg in der Ukraine und überall
sonst auf der Welt. Auch die russische Arbeiter_Innenklasse muss sich dazu
gegen ihre nationalistische Führung erheben und in die weltweiten Kämpfe
dagegen einbezogen werden!

Weder  Pu t in ,  noch  NATO!  Für  e ine  in te rna t i ona le
Antikriegsbewegung der Arbeiter_Innen und Jugend!
Sofortiger  Abzug  der  russischen  Armee!  Solidarität  mit  der



ukrainischen  Bevölkerung,  Anerkennung  ihres  Rechts  auf
Selbstverteidigung  gegen  die  Invasion!
Solidarität mit der Antikriegsbewegung und der Arbeiter_innenklasse
in Russland; Verbreitung der Aktionen gegen den Krieg; Freilassung
aller Festgenommen!
Kein  Mensch  ist  illegal!  Staatsbürger_Innenrechte  &  Zugang  zu
Sozialleistungen für alle!
Gleicher  Lohn  für  gleiche  Arbeit!  Gegen  die  Überausbeutung
migrantisierter  Arbeiter_Innen  und  für  die  Integrierung  dieser  in
Gewerkschaften und Streiks!
Für  d ie  lücken lose  Aufk lärung  der  Verbrechen  des
Nationalsozialismus an Osteuropäer_Innen, Sinti*ze und Rom*nja!

Rassistische  Berichterstattung
kann  Klimaintifada  nicht
aufhalten
Im Rahmen der aktuell stattfindenden Hamburger Aktionswoche von Ende
Gelände, einem Bündnis aus linken und ökologischen Initiativen, wird auf den
Zusammenhang zwischen Umweltzerstörung, Ausbeutungsverhältnissen und
dem  besonderen  Elend  des  globalen  Südens  verwiesen.  Die
Jugendorganisation  REVOLUTION  begrüßt  diese  Entwicklung.  Die
kapitalistischen Zentren Europas verlagern seit  Jahren Umweltzerstörung
und  Abfälle  ihrer  neoliberalen  Konsumgesellschaften  zunehmend  auf  die
armen Länder der Welt.

Der Widerstand gegen diese Umstände, die die Lebensgrundlage aktueller
und künftiger Generationen weltweit zerstören, verlangt eine grundlegende
Veränderung. Diese Veränderung muss die Gesellschaft im Allgemeinen und
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materiell ergreifen, mit dem Ziel, die globale Produktion und die Nutzung
begrenzter Ressourcen rational und demokratisch zu planen. Sie muss aber
auch in unserem Denken ihren Anfang finden.

Ein Teil dieses Prozesses muss beinhalten, die Arroganz zu überwinden, die
in der offiziellen Ideologie der Metropolen der globalen Ausbeutung und
Umweltzerstörung  verankert  ist.  Die  Jugendorganisation  REVOLUTION
bezieht sich daher positiv auf demokratische und revolutionäre Traditionen,
die auch außerhalb Deutschlands und Europas existieren. In diesem Sinne
rief sie zu einer „Klimaintifada“ auf. Intifada ist ein Wort aus dem Arabischen
und bedeutet, sich zu „erheben“, „etwas abzuschütteln“ oder „loszuwerden“.
Das Wort blickt auf eine lange Tradition demokratischer und revolutionärer
Kämpfe im arabischen Raum zurück.  Seit  dem 12.08.2022 bemühen sich
deutsche  Medien,  insbesondere  die  Springerpresse,  diesen  Begriff
antisemitisch  umzudeuten.

Es  ist  wahr,  dass  der  Begriff  der  Intifada  auch  durch  demokratische
Bewegungen  der  Palästinenser:innen  gegen  ihre  ethnisch  und  religiös
begründete  Unterdrückung  durch  den  israelischen  Staat  geprägt  ist.
Während  diese  Zeilen  geschrieben  werden,  führt  der  militärisch  und
wirtschaftlich überlegene israelische Staat Krieg gegen die palästinensische
Bevölkerung. Auch in der Vergangenheit wurden demokratische Bewegungen
durch ihn mit brutaler Gewalt niedergehalten, die sich mit der arabischer
Diktaturen bei der Niederschlagung des arabischen Frühlings messen kann.
Dieser  Umstand  wird  im  Übrigen  auch  von  den  Gremien  der  Vereinten
Nationen anerkannt.

Die  Jugendorganisation  REVOLUTION  steht  in  einer  langen  und
nachweisbaren  Tradition,  demokratische  Bewegungen  weltweit  zu
unterstützen. Eines von vielen Beispielen internationaler Solidarität stellt ihr
gemeinsames  Engagement  mit  l inken  Juden/ Jüdinnen  und
Palästinenser:innen  für  eine  demokratische  und  sozialistische
Einstaatenlösung im Raum Palästina/Israel dar, in dem alle Bürger:innen egal
welcher  Ethnie  oder  Religion  gleichberechtigt,  mit  vollen  sozialen  und
demokratischen Staatsbürgerrechten ausgestattet leben können.



In diesem Licht zeigt die aktuelle Berichterstattung vier Dinge:

1. dass die bürgerliche Presse in Deutschland jeden Anlass nutzen möchte,
um  Klimaproteste,  die  über  symbolischen  Protest  hinausgehen,  zu
verunglimpfen,  mit  welch  absurden  Mitteln  auch  immer.

2.  Sie  wird daher dem Anspruch einer demokratischen Berichterstattung
nicht gerecht.

3.  Die  berichtenden  Journalist:innen,  die  sich  verunglimpfend  über  den
Begriff  der  Klimaintifada  äußerten,  sind  in  einem  rassistischen  und
orientalistischen  Weltbild  verfangen.  Ein  Begriff  steht  hier  scheinbar
prinzipiell  unter  dem  Verdacht,  da  er  ein  arabischer  ist.

4.  Etliche  berichtende  Journalist:innen  und  Medien  erfüllen  nicht  die
grundlegenden Standards ihrer Profession. Eine ernsthafte Recherche würde
ergeben,  dass  die  Jugendorganisation  REVOLUTION keine  antisemitische
Organisation ist, sondern sich für einen demokratischen und sozialistischen
Staat  auf  dem  Gebiet  Israel/Palästina  einsetzt  und  antisemitische
Verschwörungstheorien, wie sie im WELT-Artikel reproduziert werden („ …
suggeriert  einen  Zusammenhang  zwischen  dem  Klimawandel  und  dem
jüdischen  Volk“),  klar  ablehnt.

Die  Positionen  der  Jugendorganisation  REVOLUTION  mögen  der
Springerpresse nicht gefallen oder jenen, die ihr nach dem Mund reden. Sie
müssen es auch nicht.

Die Springerpresse ist kaum bekannt dafür, eine Vertreterin für Demokratie
oder  Wahrheit  zu  sein.  Dass  sie  der  Meinung  ist,  das  Wort  Intifada
antisemitisch zu  deuten,  während der  israelische Staat  erneut  Krieg auf
palästinensischem Gebiet führt, ist nichts als hetzerische Propaganda. Es ist
genauso  absurd,  als  wollte  man  der  berechtigten  Verteidigung  des
Selbstbestimmungsrechtes  der  ukrainischen Bevölkerung prinzipiell  einen
gegen  Russland  gerichteten  Rassismus  unterstellen.  Wir  sind  der
Springerpresse aber dankbar dafür, dass sie uns mit ihrer Hetze, die bereits
Rudi  Dutschke  ins  Grab  brachte,  erneut  an  einen  wichtigen  Umstand
erinnert:  Dieses  rechte,  antidemokratische  und  imperialistische  Hetzblatt



gehört  enteignet  und  unter  demokratische  gesellschaftliche  Kontrolle
gebracht.  In  jedem  Fall,  wir  werden  uns  ihrer  orientalistischen  und
rassistischen Hetze nicht beugen. Sie wird die Klimaintifada – oder wie es
einem  (anti)deutschen  Kleingeist  vielleicht  besser  schmecken  mag,
Klimaerhebung  –  nicht  aufhalten.

Nakba-Tag  –  5  Fragen  5
Antworten
Von Leila Cheng, Mai 2022

Am 15. Mai ist der Tag der Nakba. Ein Tag, an dessen Gedenken wir uns
betei l igen  wol len  und  an  dessen  Kampf  der  unterdrückten
Palästinenser_Innen  wir  anknüpfen  wollen.

Aber was ist überhaupt die Nakba und warum sollten wir ihr1.
Gedenken?

Nakba = Katastrophe und beschreibt die Vertreibung der palästinensischen
Bevölkerung aus dem historischen Gebiet Palästina mit der Gründung des
Staates Israel am 14. Mai 1948 und dem Krieg der umliegenden Staaten
gegen  Israel  am  folgenden  Tag,  den  Israel  als  Begründung  für  die
Vertreibung  nutzte.  Die  Lage  hat  sich  im  historischen  Gebiet  Palästina
seitdem natürlich  verändert.  Gegen  die  Vertreibung  von  ca.  5  Millionen
P a l ä s t i n e n s e r _ I n n e n  ( Q u e l l e :
https://de.wikipedia.org/wiki/Palästinensisches_Flüchtlingsproblem*) und die
Kolonialpolitik  Israels  gab  es  zwei  große  Aufstände  (Intifadas).  In  Folge
dessen  entstand  die  Idee  der  2  Staaten  Lösung,  also  dass  ein
palästinensischer  und  ein  israelischer  Staat  gegründet  wurden.  Diese
scheiterte  jedoch.  Heute  gibt  es  nur  noch  „autonome“  palästinensische
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Gebiete, den Gazastreifen und das Westjordanland. Diese werden aber immer
weiter  verdrängt  durch  die  Siedlungspolitik  und  militärischen  Angriffe
Israels.

Doch  warum  vertreibt  und  diskriminiert  Israel  die2.
Palästinenser_Innen?

Der  israelische  Staat  baut  auf  der  Ideologie  des  Zionismus  muss  auf.
Zionismus sagt aus, dass Jüd_Innen für ihre Befreiung und als Schutzraum
gegen  Antisemitismus  einen  bürgerlichen  Staat  für  sich  bräuchten.  Aus
diesem Prinzip heraus glauben Zionist_Innen, dass es einen Staat mit einer
mehrheitlich  jüdischen  Bevölkerung  braucht.  Damit  rechtfertigen  sie  die
Vertreibung der palästinensischen Menschen aus ihrem Land. So gibt es nur
für mehrheitlich jüdische Menschen Staatsbürger_Innenrechte in Israel. Eine
Minderheit  von größtenteils  muslimischen Palästinenser_Innen werden im
Land  zwar  geduldet,  jedoch  systematisch  diskriminiert,  z.B.  von  rechten
Zionist_Innen aus ihren Häusern geworfen, angegriffen oder von staatlichen
Behörden  entrechtet  und  als  Bürger_Innen  zweiter  Klasse  behandelt.
Deswegen bezeichnet sogar schon Amnesty International nach bestimmten
internationalen  Prinzipien  Israel  als  Apartheidsstaat.  (Quelle:
https://www.amnesty.org/en/latest/campaigns/2022/02/israels-system-of-apar
theid/**)

Aber das ist  nicht  alles.  Auch in dem palästinensischen Autonomiegebiet
Westjordanland findet israelischer Kolonialismus statt. Siedler_Innen siedeln
sich  dort  an  und  versuchen  auch  mit  Waffengewalt  die  einheimische
Bevölkerung immer mehr zu vertreiben, dadurch wird das Westjordanland
immer  kleiner.  Außerdem erschießt  das  Militär  wahllos  palästinensische
Menschen oft mit vorgeschobenen Begründungen. So wie erst vor ein paar
Tagen  die  bekannte  Journalistin  Schirin  Abu  Aqla  des  palästinensischen
S e n d e r s  A l - D s c h a s i r a  ( Q u e l l e :
https://www.jungewelt.de/artikel/426409.bewaffnet-mit-einer-kamera.html).
Gleichzeitig haben es die Menschen im Jordanland noch schwerer, weil die
Fatah  und  die  durch  sie  dominierte  palästinensische  Autonomiebehörde
komplett von Israel gekauft wurden und kaum noch Widerstand gegen die
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Entrechtung leisten. Zudem stecken sich führende korrupte Politiker_Innen
der Fatah alle internationalen Hilfsgelder in ihre Taschen, weshalb nicht
mehr viel bei der einfachen Bevölkerung ankommt.

Der Gazastreifen ist wirklich autonom von Israel, jedoch sind dort viel zu
viele  Menschen  auf  engem  Platz  eingepfercht  und  vom  Rest  der  Welt
abgeschottet.  Dort  herrscht  die  islamistische  Hamas.  Um  sich  vor  der
Bevölkerung  zu  legitimieren,  leisten  sie  scheinbaren  „Widerstand“  und
schießen  recht  ziellos  Raketen  nach  Israel,  wenn  Israel  wieder
Palästinenser_Innen  angreift,  die  aber  fast  alle  vom  israelischen
Raketenabwehrsystem abgefangen werden. Israel schießt deutlich effektiver
Raketen zurück, zerstören Häuser und tötet Tausende damit.

Wie ist die aktuelle Lage im historischen Gebiet Palästina?3.

Im letzten Monat während des Ramadans (dem muslimischen Fasten) kam es
vermehrt  zur  Eskalation:  Im  Westjordanland  wurden  mehrere  Menschen
erschossen, einige unorganisierte Palästinenser_Innen verübten Anschläge in
Israel und die israelische Polizei griff palästinensische Demonstrationen in
Jerusalem an. Daraufhin kam es auch zu vereinzelten Raketenschüssen von
und  in  den  Gazastreifen.  Weiterhin  marschierten  rechte  Zionist_Innen
zusammen mit  der  israelischen Armee ins  Westjordanland und besetzten
neue Gebiete. Außerdem wurde die für muslimische Menschen sehr wichtige
Al-Aksa-Moschee  in  Jerusalem  erneut  angegri f fen  (Quel le:
https://www.jungewelt.de/artikel/424890.provokation-auf-westbank.html).
Die Lage ist jetzt erstmal wieder ein bisschen entspannter geworden, aber
mit  der  Ermordung der  Journalistin  im Westjordanland (siehe vorheriger
Abschnitt) könnte es sich wieder zuspitzen.

Letztes Jahr hatte es eine starke militärische Eskalation gegeben und sehr
viel  Zerstörung  durch  Israel  in  Gaza.  Dieser  Krieg  war  ausgebrochen
aufgrund eines brutal niedergeschlagenen Aufstandes der palästinensischen
Bevölkerung in Sheikh Jarrah in Jerusalem, die sich gegen die Vertreibung
aus ihren Häusern und den Angriff rechter Zionist_Innen auf die Al-Aksa-
Moschee wehren wollten.
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Kann der Zionismus Jüd_Innen von Antisemitismus befreien?4.

Nein,  natürlich nicht.  Rassismus und Antisemitismus als  besondere Form
davon  werden  ja  erst  durch  den  Kapitalismus  und  bürgerliche
Nationalstaaten  erzeugt.  So  kann  natürlich  kein  bürgerlicher  Staat  die
Jüd_Innen  vom  Antisemitismus  befreien.  Der  Kapitalismus  braucht  den
Antisemitismus zum einen als Südenbock in Krisenzeiten (z.B. in Form von
Verschwörungstheorien), um die Arbeiter_Innenklasse zu spalten und einen
anderen vermeindlichen Feind als die Kapitalist_Innen zu erzeugen. Und ein
bürgerlicher Staat ist immer pro kapitalistisch, denn er stellt das Interesse
das Gesamtkapitals auf nationaler Ebene dar. Deswegen ist es auch kein
Wunder, dass Israel Antisemitismus nicht bekämpfen kann, sondern ihn nur
durch  Rassismus  gegen  Muslime  und  arabische  Menschen  zu  ersetzen
versucht.  Diesen bekommen dann in  Israel  sogar jüdische Menschen ab.
Natürlich  geht  der  Zusammenhang von Kapitalismus  und Antisemitismus
noch viel  weiter,  jedoch lässt  sich das  nicht  in  so  einem kurzen Artikel
erklären.  Wenn  ihr  euch  mehr  dafür  interessiert,  empfehlen  wir  euch
unseren  Artikel  zu  „Was  ist  Antisemitismus  und  wie  kann  er  bekämpft
werden?“  oder  den  etwas  längeren  aber  sehr  guten  Revolutionären
M a r x i s m u s - B a n d  5 1  z u  A n t i s e m i t i s m u s
(https://arbeiterinnenmacht.de/2019/09/12/antisemitismus-zionismus-und-die-
frage-der-juedischen-nation/).

Doch  was  i s t  aus  unserer  S icht  d ie  Lösung  des5.
Nahostkonfliktes?

Wie wir schon gehört haben scheiterte die Zwei-Staaten-Lösung, denn die
israelische Siedlungspolitik ist gnadenlos und rassistisch. Deswegen sind wir
für  eine  sozialistische  Einstaatenlösung,  wobei  weder  Jüd_Innen  noch
Muslim_Innen diskriminiert werden. Ein sozialistisches und säkulares und
geeintes  Palästina  ist  also  das,  was  wir  anstreben.  Dafür  bräuchte  es
allerdings einen gemeinsamen Kampf der israelischen und palästinensischen
Arbeiter_Innenklasse gegen die israelische Apartheid, den US-Imperialismus,
der  diese  aus  ökonomischen  Interessen  stützt  und  das  dahinterstehende



Kapital. Bis dieser Kampf möglich ist, gilt es in Israel für eine starke linke
und antizionistische Opposition einzutreten.  Außerdem stehen wir an der
Seite  des  palästinensischen  Volkes  und  ihrem  Kampf  gegen  den
Kolonialismus und die Vertreibung Israels mit all ihren Facetten. Deswegen
unterstützen wir  den Widerstandskampf,  wo wir  können,  auch wenn wir
natürlich Kritik an der Korruption durch die Fatah und der reaktionären
Politik der Hamas. Nichtsdestotrotz stehen wir als Kommunist_Innen an der
Se i te  a l ler  Unterdrückten  Vö lker  der  Wel t ,  a l so  auch  der
Palästinenser_Innen.

Deshalb stellen wir folgende Forderungen auf:

Hoch  die  internationale  Solidarität,  für  die  Solidarisierung  aller
Linken  und  Arbeiter_Innen  wie  Unterdrückten  mit  dem
palästinensischen  Widerstandskampf
Gegen Waffenlieferung an Israel und gegen die Unterstützung des
israelischen Kolonialismus‘
Für  eine  gemeinsamen  Kampf  für  ein  sozialistisches-säkulares
Palästina (Einstaatenlösung)
Gemeinsamer Kampf aller Unterdrückten und Ausgebeuteten gegen
Antisemitismus, Rassismus und ihre Ursache den Kapitalismus

*„Das Hilfswerk der Vereinten Nationen für Palästina-Flüchtlinge im Nahen
Osten (UNRWA) definiert (weltweit einzigartig) nicht nur die aus Palästina
geflohenen und vertriebenen Araber, sondern auch ihre anderswo geborenen
Nachkommen in väterlicher Linie als palästinensische Flüchtlinge. Derzeit
zählt es rund fünf Millionen Menschen dazu, darunter auch im und nach
dem Sechstagekrieg 1967 geflohene Palästinenser. Rund 1,5 Millionen davon
leben in 58 von der UNRWA verwalteten Flüchtlingslagern (Palestine refugee
camps) in Jordanien, Syrien, im Libanon, Gazastreifen und Westjordanland.
Die übrigen 3,5 Millionen leben in Orten der arabischen Gastländer, oft in

der Nähe der Flüchtlingslager.[2] Als Staatenlose besitzen sie dort meist keine
staatsbürgerlichen Rechte und werden als Minderheit teilweise systematisch
diskriminiert.“

https://de.wikipedia.org/wiki/Hilfswerk_der_Vereinten_Nationen_f%C3%BCr_Pal%C3%A4stina-Fl%C3%BCchtlinge_im_Nahen_Osten
https://de.wikipedia.org/wiki/Hilfswerk_der_Vereinten_Nationen_f%C3%BCr_Pal%C3%A4stina-Fl%C3%BCchtlinge_im_Nahen_Osten
https://de.wikipedia.org/wiki/Sechstagekrieg
https://de.wikipedia.org/wiki/Jordanien
https://de.wikipedia.org/wiki/Syrien
https://de.wikipedia.org/wiki/Libanon
https://de.wikipedia.org/wiki/Gazastreifen
https://de.wikipedia.org/wiki/Westjordanland
https://de.wikipedia.org/wiki/Staatenlose


** „Amnesty International’s new investigation shows that Israel imposes a
system of oppression and domination against Palestinians across all areas
under its control: in Israel and the OPT, and against Palestinian refugees, in
order to benefit Jewish Israelis. This amounts to apartheid as prohibited in
international law.“

Corona  und  Querdenken:  Von
gesellschaftlicher
Durchseuchung  und
Hygienemaßnahmen
von Linda Loony

Schaltet  man  den  Fernseher  oder  das  Radio  ein,  so  fällt  auf,  dass  der
thematische Dauerbrenner „Corona“ weitestgehend abgelöst wurde. In der
Tagesschau  bekommt  selbst  der  Wetterbericht  inzwischen  beinahe  mehr
Sendezeit  als  die  Berichterstattung  rund  um  Hygienemaßnahmen  und
Pandemieverlauf  und  die  knappe  Zusammenfassung  des  täglichen
Infektionsgeschehens wird in den Ohren der pandemiemüden Zuhörer_Innen
nahezu  bedeutungslos.  Hört  man  sich  in  seinem  Umfeld  um,  haben
vermutlich viele bereits den Faden verloren, welche Maßnahmen eigentlich
gelten  –  aber  Corona ist  doch vorbei,  oder?  Zumindest  scheint  dies  die
zentrale  Botschaft  zu  sein,  die  mit  der  Aufhebung  nahezu  aller
Beschränkungen nach dem sogenannten „Freedom Day“ am 20. März gerade
von der Regierung propagiert wird. Obwohl die Zahlen der Neuinfektionen in
Deutschland täglich neue Rekorde erreichen, lautet die Devise „Zurück zur
Normalität“.  Statt  effektiver,  kurzzeitiger  Shutdowns  und  dauerhaftem
Schutz  durch  gezielte  Hygienemaßnahmen,  entschied  sich  die

https://onesolutionrevolution.de/corona-und-querdenken-von-gesellschaftlicher-durchseuchung-und-hygienemassnahmen/
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Bundesregierung  längst  dafür,  geld-  und  ressourcen-„sparend“  das
Pandemietreiben  sich  selbst  zu  überlassen.

Durchseuchung und Profite statt Gesundheitsschutz

In  den  letzten  Monaten  wurde  durch  die  verhängten  Maßnahmen  der
Regierung  immer  offensichtlicher,  dass  es  hierbei  vor  allem  um  die
kurzfristige Verhinderung wirtschaftlicher Einbußen geht, die stets das Wohl
der Bevölkerung zu überwiegen scheinen. So ist es bspw. bereits üblich, dass
in der Schule nur bestätigte Covid-erkrankte Schüler_Innen isoliert werden –
nicht aber ihre direkten Banknachbar_Innen oder engen Kontaktpersonen.
Gleiches gilt für das Arbeitsleben: Isoliert werden nur nachweislich erkrankte
Personen, für deren Haushaltsmitglieder wird hier keine Notwendigkeit mehr
gesehen,  sich  ebenfalls  zu  isolieren.  Die  Folgen  der  immer  weiter
zurückgenommenen  Maßnahmen  sind  deutlich  im  Infektionsgeschehen
sichtbar. So hat Deutschland laut der offiziellen Statistik der WHO aktuell die
weltweit  dritthöchste  absolute  Zahl  der  Neuinfektionen  pro  Woche
gemessen. Auch die Anzahl der durchgeführten PCR-Tests, die ein positives
Ergebnis lieferten, kletterte laut RKI seit Anfang dieses Jahres von ihren
üblichen rund 20% auf knapp 51%. Dies führt zu nie dagewesenen Anzahlen
von  Krankschreibungen.  In  ohnehin  schon  von  Personalmangel  und
Unterfinanzierung gebeutelten Bereichen wie der Pflege oder pädagogischen
Arbeit ist dies fatal. Auch die Annahme, mit der Omikron-Variante lediglich
einen leichten Schnupfen zu bekommen, verharmlost reale Folgen die das
Long-Covid-Syndrom und ignoriert vulnerable, aus gesundheitlichen Gründen
nicht  geimpfte  Gruppen.  Insgesamt  wurde  in  2  Jahren  Pandemie  kein
nachhaltiges,  internationales  Lösungskonzept  etabliert.  Sinnvolle  Schritte
wie  das  regelmäßige  und  niedrigschwellige  Testen,  der  unbeschränkte
Zugang  zu  PCR-Tests  oder  das  Tragen  von  Masken  werden  weiter
zurückgenommen. Statt die in der Gesundheitskrise deutlicher denn je zu
Tage getretene Unterfinanzierung von Gesundheitswesen,  Betreuung und
Bildung anzugehen, weil  es dazu angeblich nicht genug finanzielle Mittel
gebe,  müssen  wir  nun  zuschauen,  wie  von  denselben  Verantwortlichen
Milliarden für  den Krieg und die  Aufrüstung in  Rekordzeit  bereitgestellt
werden.



Die Nebelkerze “Impfkampagne”

Auch  wurde  bis  heute  das  wirksamste  Mittel  gegen  Corona  –  die
Schutzimpfung – in Deutschland, aber vor allem international unzureichend
eingesetzt.  Dabei  lässt  sich  die  Wirksamkeit  der  Impfung  im
Pandemiegeschehen deutlich beobachten: Die Sterblichkeit, auch wenn sie in
Deutschland mit 200-300 Menschen täglich noch immer erschreckend hoch
ist, sank in den letzten Wochen – zumindest in Relation zu der steigenden
Zahl der Erkrankten. Doch der Anteil der geimpften Bevölkerung bleibt seit
Februar auf dem Niveau von 76% und stieg seit November letzten Jahres
kaum mehr an. Auch die Zulassung des Hoffnungsträger-Impfstoffes Novavax
als  Alternative  zum  mRNA-Vakzin  brachte  nicht  den  gewünschten
Aufschwung  für  die  Impfkampagne.  So  bleibt  infolgedessen  auch  die
Diskussion um die allgemeine Impfpflicht heiß. Doch eine national begrenzte
Impfpflicht hilft uns aus einem globalen Gesundheitsnotstand, in dem vor
allem in den Halbkolonien weiter nur Impfquoten im unteren Prozentbereich
ermöglicht  wurden,  nicht  heraus.  Ohne  eine  international  gerechte
Verteilung der Impfstoffe, eine dafür notwendige Aufhebung der Patente und
die  Weitergabe  von  Produktionsanlagen  in  die  Halbkolonien  wird  das
Infektionsgeschehen  dort  weitertoben,  wodurch  neue  Virusvarianten
entstehen und sich erneut ausbreiten können. Somit bleibt die Pandemie ein
fortwährendes,  sich immer weitertragendes Problem und das  sogenannte
„Pandemiemanagement“  der  Regierung  eine  einzige  Niederlage  ohne
Perspektive.

Zwischen notwendiger Kritik und Leugnung von Notwendigkeiten

Wirft man einen Blick auf die Übersicht aller von Maßnahmen betroffenen
Bereiche der Gesellschaft und des täglichen Lebens, so fällt für Deutschland
rasch  eine  überproportional  hohe  Restriktion  für  das  private  Leben  der
Menschen auf. Während in Unternehmen und Schulen lediglich partiell mit
einschneidenden  Maßnahmen  reagiert  wurde,  waren  private
Zusammenkünfte, Bewegungsfreiheit oder bspw. die Nutzung von Sport- und
Begegnungsstätten  lange  Zeit  und  wiederkehrend  massiv  eingeschränkt
worden. Auch im internationalen Vergleich waren laut WHO in Deutschland
Beschränkungen in Betrieben und Schulen recht lasch. Es gibt also durchaus



berechtigte Kritik an den Maßnahmen der Regierung, die stets so ausgelegt
waren, dass sie den Großbetrieben ja keinen Schaden zufügen und vor allem
möglichst wenig Geld dafür in die Hand genommen werden musste. Doch
diese Kritik und der daraus erwachsende Unmut der Bevölkerung wurde
nicht durch eine starke linke Bewegung abgefangen und kanalisiert. Zwar
gab es bspw. mit ZeroCovid anfangs gute Initiativen, doch auch diese konnte
keinen Massencharakter entwickeln und verschwand nach relativ kurzer Zeit
w ieder  von  der  ö f fent l i chen  B i ld f läche .  So  wurde  es  den
Verschwörungsideolog_Innen  von  Querdenken  besonders  leicht  gemacht,
sich als angebliche Alternative zum desaströsen Pandemiemanagement der
Herrschenden zu inszenieren.

Der Bodensatz der Krisenpolitik

Bereits  vor  dem  Ausbruch  der  Coronapandemie  gab  es  einen
gesellschaftlichen Rechtsruck, welcher selbst eine unmittelbare Folge der
anhaltenden Weltwirtschaftskrise 2008 war. Im Windschatten dieser Krise
konnten  sich  rechtspopulistische  Parteien  und  rassistische  Bewegungen
erfolgreich  etablieren,  während  zeitgleich  der  Aufbau  einer  sozialen
Ant ikr isenbewegung,  getragen  von  den  Gewerkschaf ten ,
Arbeiter_Innenparteien  und  linken  Gruppierungen,  verpasst  wurde.  Die
widersprüchliche Politik der Herrschenden, die halbherzigen Lockdowns und
die  hierdurch  aufgeschobene  Notwendigkeit,  Maßnahmen  gegen  die
Ausbreitung des Coronavirus zu beschließen, welche jedoch größtenteils auf
den  privaten  Bereich  beschränkt  blieben,  sorgten  dafür,  dass  die
Querdenkenbewegung immer weiter an Zulauf gewinnen konnte. Während
die scheinbar harmlosen Kernthemen der Querdenker_Innen, die Kritik an
der Einschränkung von Grundrechten, die Ablehnung der Maskenpflicht und
von  Impfungen,  ihren  Teil  dazu  beitrugen,  dass  ihr  rechtes  Potential
unterschätzt wurde, hat sich die Querdenkenbewegung längst als rechtes
Sammelbecken entpuppt. Je länger der Zickzack-Kurs während der Pandemie
andauerte, desto mehr radikalisierten sich nennenswerte Teile der Bewegung
immer weiter und die Rechten konnten sich im Zuge dieser andauernden
Proteste  erfolgreich  weiter  aufbauen  und  führen  diese  mittlerweile  zum
Großteil  offen  an.  Auch  wenn die  Coronamaßnahmen nun  immer  weiter



zurückgefahren  werden,  ist  nicht  davon  auszugehen,  dass  die
Schwurbler_Innen  einfach  verschwinden.  Selbst  wenn  sich  Querdenken
endlich  “totläuft“,  bleibt  zu  befürchten,  dass  der  Schaden,  welche  die
massive verschwörungsideologische und in Teilen antisemitische Propaganda
der Rechten angerichtet hat, ein längerfristiges, anhaltendes Problem bleibt.
So  wie  PEGIDA  nicht  einfach  nach  der  sogenannten  „Flüchtlingskrise“
verschwunden ist, sondern im Gegenteil nachhaltig ein rassistisches Klima
und  einen  festen  Bodensatz  an  AfD-Wähler_Innen  produziert  hat  und
mittlerweile  mit  Querdenken  nahezu  fusionierte,  werden  auch  nach
Querdenken neue rechte Bewegungen immer wieder entstehen, solange wir
als Linke diesen nicht effektiv etwas entgegensetzen und den Nährboden, auf
dem solche erst entstehen können, den Kapitalismus, für immer austrocknen.

Deswegen fordern wir:

Freigabe der Impfstoffpatente international und eine internationale
Impfpflicht, um der Pandemie endlich wirksam entgegen zu treten,
das gilt auch für regelmäßige Auffrischungsimpfungen!

Schluss mit der Rücknahme aller Maßnahmen, vor allem denen, die
noch notwendig sind (wie z.B. kostenlose Tests oder Maskenpflicht).

Kostenlose Bereitstellung von PCR Tests überall, denn Schnelltests
stellen nun mal Omikron nicht fest.

Stellen wir uns den Rechten auf der Straße entgegen, und blockieren
wir ihre Demonstrationen!

Aufbau  einer  Antikrisenbewegung,  die  eine  antikapitalistische
Alternat ive  zur  Regierung,  aber  auch  zu  den  rechten
Verschwörungstheoretiker_Innen  darstellt!


